
von wirtschaftlichen und politischen Interes-
sen. Wirtschaftlich dient eine solche Politik 
der Ausweitung der EG-Handelsinteressen 
über den engeren AKP-Bereich (AKP = Staa-
ten in Afrika, im Karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean) hinaus. Politisch, d. h. un-
ter dem Gesichtspunkt einer langfristigen 
globalen Strukturreform, geht es um die Ge-
winnung von Bündnispartnern in der Dritten 
Welt und damit gleichzeitig um eine langfri-
stige Begrenzung amerikanischer Weltord-
nungpolitik. Die Grundidee ist dabei, daß die 
EG als unabhängige politische Kraft die Füh-
rung in den Nord-Süd-Strukturreformen 
übernimmt und dabei ihre wirtschaftlichen 
und politischen Interessen einbringt. Auch 
hier läßt sich eine indirekte integrationspoli-
tische Zielsetzung erkennen: Indem die EG 
die politische Führungsrolle im Nord-Süd-
Dialog übernimmt, sollen durch die damit ver-
bundenen politischen und wirtschaftlichen 
Möglichkeiten und Erfolge positive Rückwir-
kungen auf die Einigungsbemühungen einset-
zen. Gleichzeitig sollen — auch über den Um-
weg der Dritten Welt — die Legitimation und 
politische Attraktivität der EG als politische 
Reformkraft deutlich gemacht werden.
Ähnliche legitimations- und motivierungspe-
zifische Zielsetzungen kennzeichnen den 
vierten Schwerpunkt einer sozialdemokra-
tisch-sozialistischen EG-Globalpolitik. Aus 
der Sicht des Bundes und der Fraktion soll 
die EG sich in erster Linie als Zivilmacht pro-
filieren. Dabei geht es nicht nur um Attrakti-
vität gegenüber den Friedensbewegungen 
oder um Anknüpfung an traditionelle Wert-
und Programmvorstellungen der S-Parteien, 
sondern auch um die Entwicklung einer unab-
hängigen Position beim Abbau des Ost-West-
Konfliktes. Wie bei der Wirtschafts- und 
Nord-Süd-Politik erleichtert die gegenwär-
tige Politik der USA bzw. der UdSSR ein 
Selbstverständnis, das die Aufrechterhaltung 
von Entspannung und Bemühungen zur Rü-
stungskontrolle und Abrüstung betont. Auch 
in diesem Bereich soll die EG eine eigenstän-
dige Funktion erreichen und ausüben, indem 
sie nach Auffassung der S-Parteien fort-
schrittliche Positionen aufrechterhält und 
zum internationalen Reformakteur wird. Dies 
wiederum setzt stärkere Zusammenarbeit 
voraus und wirkt sich auf den Integrations-
prozeß positiv aus 21). *

21) Hierbei muß kritisch darauf hingewiesen wer-
den, daß zwischen sicherheitspolitischer Diskus-
sion im Bund und im EP und verteidigungspoliti-
scher Realität in NATO und Mitgliedsländern ein
erheblicher Unterschied besteht. Solange das EP 
und die Föderationen nicht in Gefahr laufen, un-
mittelbare verteidigungspolitische Entscheidungen

Der jüngste und fünfte Schwerpunkt, in dem 
sich wirtschaftliche und politische Interessen 
aus den bisherigen Bereichen miteinander 
verbinden, ist Lateinamerika. Dies hängt nicht 
nur mit den Erfolgen von S-Parteien und So-
zialistischer Internationale in dieser Region 
zusammen, sondern focussiert politische Re-
formpolitik, Abgrenzung und Kooperation mit 
den USA Nord-Süd-Politik und Handelsinter-
essen in einer Region. Obwohl die Lateiname-
rikakonzeption des Bundes gegenwärtig noch 
nicht abgeschlossen vorliegt, besitzen die Ak-
tivitäten von Bund und Fraktion inzwischen 
eine solche Dynamik und ein solches Ge-
wicht, daß sie — in enger Zusammenarbeit 
und mitunter in begrenzter Konkurrenz zur 
Sozialistischen Internationale — auf eine wei-
tere globalpolitische Rolle der EG hinweisen. 
Im Vergleich zur Wirtschaftspolitik dürfen 
die globalpolitischen Vorstellungen des Bun-
des und der Frak
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tion nicht überbewertet wer-
den. Auch aus Sicht des Bundes liegen die 
wesentlichen Aufgaben der EG in Westeuro-
pa. Globalpolitik ist daher weniger ein Wert 
an sich, sondern soll direkt und indirekt dazu 
beitragen, die Probleme der EG und ihrer 
Mitgliedsländer abzubauen und zusätzliche 
Anreize zur Integration zu geben. Das global-
politische Selbstverständnis des Bundes von 
einem unabhängigen, fortschrittlichen und re-
formoffensiven Zivileuropa darf aber nicht 
unterschätzt werden. Es ist nicht nur Mittel 
zur eigenen Selbstfindung, zur Binnenintegra-
tion im Bund und in Fraktion und zum Auf-
bau einer eigenständigen politischen Lei-
stung, die von nationalen Parteien und von 
Sozialistischer Internationale nicht erbracht 
werden kann, sondern auch zur Legitimation, 
Motivation und interessenmäßigen Begrün-
dung von verstärkten Einigungsbemühun-
gen ). Die relativ geringen inneren Wider-
sprüche, die politische Attraktivität nach in-
nen und außen und die langfristig-inhaltliche 
Bedeutung einer integrierten EG-Globalpoli-
tik geben den damit zusammenhängenden In-
tegrationsanreizen vor allem zukünftig ein er-
hebliches Gewicht. Auch wenn Integration in 
erster Linie sich aus inneren Entwicklungen 
ergeben muß, sind die zusätzlichen Integra-

treffen zu müssen, können sie arbeitsteilig mit den 
nationalen Parlamenten bzw. Parteien den abrü-
stungs- und friedenspolitisch attraktiven Forderun-
gen Priorität einräumen, ohne fürchten zu müssen, 
unmittelbar in Widersprüche verwickelt zu wer-
den.
22) In der Resolution zum XII. Kongreß des Bundes 
ist dies zur folgenden Aussage zusammengefaßt: 
.We consider therefore that the European Commu-
nity has to be strengthened so that a progressive 
Europe can play a more independent role in world 
politics.“ 



tionsanreize, die sich aus einer solchen glo-
balpolitischen Offensive ergeben, von erhebli-
cher Bedeutung. Gerade hier unterscheidet 
sich der Bund grundlegend von anderen Par-
teiföderationen. Sein Vorsprung in globalpoli-
tischem Selbstverständnis, Programm und 
Aktivitätsprofil ist nicht nur eine Frage von 

traditioneller internationalistischer Program-
matik der S-Parteien, sondern auch das Er-
gebnis von politischen Organisationsstruktu-
ren, eines leistungsfähigen internationalen 
Kommunikations- und Handlungsnetzwerkes 
und koordinierter Erfahrung in internationa-
ler Politik.

III. Weiterentwicklung der EG

Auch innerhalb des Bundes sind die an die 
erste Direktwahl geknüpften Erwartungen23 ) 
einem pragmatischen Reformismus gewichen, 
der sich auf ausgewählte Bereiche konzen-
triert. In der Arbeitsteilung zwischen Bund 
und Soz

24

ialistischer Fraktion hat es zuneh-
mend die Fraktion übernommen, konkrete In-
itiativen zur inhaltlichen und institutionellen 
Weiterentwicklung der Integration zu entfal-
ten ).  Dies liegt nicht nur an den sehr viel 
besseren konkreten Einflußmöglichkeiten der 
Fraktion auf EG-Entscheidungen, an ihren po-
litischen Ressourcen 25 ) und an den ihr zur 
Verfügung stehenden Kapazitäten, sondern 
auch an der höheren Geschlossenheit, wenn 
es um allgemeine und konkrete Fragen der 
Weiterentwicklung der Integration geht. Da-
gegen wurden die noch in den 1977/78 ent-
wickelten Programmen des Bundes enthalte-
nen konkreten Forderungen nach Auswei-
tung der Kompetenzen des Parlaments, Re-
form der Agrarpolitik und Europäisierung 
weiterer Politikbereiche26 ) durch allgemeine 
Formeln ersetzt. So enthält die Resolution 
vom letzten Kongreß des Bundes lediglich die 

23) Vgl. dazu die Beiträge in Kiersch/Seidelmann, 
a. a. O. (Anm. 6). Ein Indikator für diese Entwick-
lung ist das politische Interesse der führenden Par-
teien, so z. B. der SPD, wo Willy Brandt nicht mehr 
zu einer erneuten Kandidatur zur Verfügung 
steht.
24) Vgl. im einzelnen Sozialistische Fraktion des 
Europäischen Parlaments, a. a. O. (Anm. 8).
25) Die Fraktion verfügt gegenwärtig etwa über 30 
Referenten (ohne Sekretärinnen usw.), der Bund da-
gegen nur über 3 (einschließlich des Generalsekre-
tärs, die teilweise über den Stellenplan der Frak-
tion laufen. Ähnliche Relationen bestehen auch für 
die zur Verfügung stehenden Finanzmittel.
25) Vgl. dazu den Dokumententeil in Kiersch/Sei-
delmann, a. a. O. (Anm. 6) und Bund der Sozial-
demokratischen Parteien der Europäischen Ge-
meinschaft, Sammlung der Europäischen Sozial-
demokratischen Programme, Brüssel 1981. Z. B. fin-
det sich in der letzten Kongreßresolution des Bun-
des nur ein kurzer Hinweis auf die Rechte des
Europaparlamentes während das SPD-Programm 
von 1978 noch einen mittelgroßen Abschnitt „V.4.
Mehr Rechte für das Europäische Parlament" ent-
hält, in dem detaillierte Forderungen erhoben wer-
den.

Forderung nach Demokratisierung und Effi-
zienzsteigerung sowie eine allgemeine Ab-
sichtserklärung zur Unterstützung von Parla-
mentsinitiativen. Die konkrete Ausformulie-
rung dieser Ziele unterblieb jedoch, und der 
Versuch, während des Kongresses die Vor-
stellungen der Fraktion zur Reform der 
Agrarpolitik27 ) aufzunehmen, scheiterte. Die 
Niedermayer-Untersuchung und die Analyse 
der jeweiligen nationalen Programme und Po-
litiken zeigen, daß innerhalb des Bundes trotz 
der langen internationalistischen Traditionen 
erhebliche Meinungsunterschiede über den 
weiteren Integrationsausbau bestehen.
Es sind vor allem die dänische und britische 
Partei, die im Rahmen des Bundes — weniger 
in der Fraktion — Integrationsfortschritte 
nicht befürworten. Die subjektive Bereit-
sc
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haft, die westeuropäische Zusammenarbeit 
zu intensivieren, ist bei den Vertretern dieser 
Parteien nur halb so groß wie bei den anderen 
Mitgliedsparteien des Bundes ). Dies liegt 
vor allem an der Auffassung, daß angesichts 
der gegenwärtigen Kräfteverhältnisse eine 
Integration in die EG mit zunehmender Kom-
petenzverlagerung auf konservativ bestimmte 
EG-Entscheidungsgremien den nationalen 
Reformspielraum einschränkt und in be-
stimmten Fällen den nationalen Reformstand 
durch EG-Entscheidungen wieder zurück-
dreht. Daß es aber bei weitem nicht allein 
diese beiden Parteien sind, die eine konse-
quente Integration ablehnen, wird bei der 
Frage nach dem langfristigen europäischen 
Zukunftsmodell deutlich. Während bei der 
christdemokratischen Föderation 88 % der 
Kongreßdelegierten das supranationale Mo-
dell dem internationalen vorziehen und die 
liberale Föderation noch 67 % Anhänger des 
supranationalen Modells aufweist, sind es 
beim Bund lediglich 47 %. Mit anderen Wor-
ten heißt dies, daß von einer Gruppe, der man

27) Zu den Vorstellungen der Fraktion vgl. Soziali-
stische Fraktion des Europäischen Parlaments, 
a. a. O. (Anm. 8). -
28) Siehe Oskar Niedermayer, a. a. O. (Anm. ‘ 
S. 156.



von vornherein ein hohes Maß an europapoli-
tischem Engagement unterstellen kann, die 
Mehrheit nicht bereit ist, in größerem Um-
fang nationale Kompetenzen auf die EG zu 
verlagern 29).
Dieses Bild wird noch deutlicher, wenn man 
die mittleren Parteieliten untersucht 30) . So ist 
es insgesamt erklärlich, daß der Bund, obwohl 
er aus seiner Interessenlage heraus suprana-
tionale Modelle anstrebt, nicht in der Lage ist, 
dies gegenüber seinen Mitgliedern durchzu-
setzen. Die Führung des Bundes31) hat daraus 
die Konsequenz gezogen, hier Zurückhaltung 
zu üben und die diesbezüglichen Initiativen 
der Fraktion zu überlassen, die im Vergleich 
zur Mitgliedschaft des Bundes eine sehr viel 
höhere Bereitschaft zur Integration auf-
weist32 ). Anstatt hier einen aussichtslosen 
Kampf einzugehen, hat sich der Bund auf zwei 
Bereiche konzentriert und sich hierbei gegen-
über abweichenden Meinungen in seiner Mit-
gliedschaft durchgesetzt

22 Ebd, S. 195.
30) Ebd., S. 196: Die mittleren Parteiführungskader 
entschieden sich zwischen dem supranationalen 
und internationalen ~

PSB (Belg.) 
BSP (Belg.) 
SD (Dän.) 
SPD (Bundesrep.) 
PS (Frankr.) 
LP (Großbr.) 
POSL (Lux.) 
PvdA (Niederl.) 
3) Gemeint sind Büro, Präsident (Joop den Uyl, 
Niederlande) und Sekretariat.
J!) Siehe im einzelnen Sozialistische Fraktion des 
Europäischen Parlaments, a. a. O. (Anm. 8).
33) Siehe Union des Partis Socialistes de la Commu-
naut Europenne, Conference sur l’Elargissement
de la Communautö Europenne, 27—28 novembre 
1981 Madrid, Bruxelles 1982 und Union des Partis 
Socialistes de la Communaut Europenne, Une 
Politique Mediterranenne pour la Communaut6 
Europenne Aujourd hui et Demain, Marseille 25— 
27juin 1982, Bruxelles 1982. .

) Die Resolution des XII. Kongresses sagt: „Enlar- 
gement of the Community to Portugal and Spain is 
an urgent political imperative for democratic soci-
aists who are aware that such enlargement must 
achieve the purpose of strengthening economic 
Pogress and democracy in the countries concer-

Der erste Bereich ist die innerhalb des Bun-
des — vor allem von Frankreich — umstrit-
tene Süderweiterung der EG33 ). Hier betont 
der Bund vor allem die politische Argumenta-
tion. Erstens gehörten diese Länder zu Europa 
und damit zur EG und zweitens sei die Süder-
weiterung zur Stabilisierung der'dortigen De-
mokratien notwendig34 ). Die im Vergleich 
zum allgemeinen Stil der letzten Kongreßre-
solution und zu den innerhalb des Bundes 
vorhandenen Vorbehalten außerordentlich 

Europamodell wie folgt (in %):
international supranational

26 74
17 82
91 8
19 81
72 28
85 15
46 54
54 46

deutliche Unterstützung der Süderweiterung 
ist nicht nur Folge der erwarteten politischen 
Machtverschiebungen im Europäischen Parla-
ment (EP) und des Einflusses der spanischen 
PSOE und der portugiesischen PSP in der So-
zialistischen Internationale sowie ihrer engen 
Zusammenarbeit mit Parteien wie der SPD. 
Der Bund verfolgt hier eine langfristig ange-
legte Erweiterungspolitik. Die spanische 
PSOE wurde Mitglied des Bundes, als die spa-
nische EG-Mitgliedschaft zwar absehbar, aber 
noch nicht formell beschlossen war. Die grie-
chische PASOK wurde in die Zusammenar-
beit des Bundes bereits einbezogen, obwohl 
sie noch nicht einmal Mitglied der Sozialisti-
schen Internationale ist 35 ). Darüber hinaus 
versucht der Bund, politische Dienstleistun-
gen für seine Mitgliedsparteien aus den Süd-
erweiterungsländern aufzubauen und damit 
gleichzeitig seine Bedeutung für diese Par-
teien zu verdeutlichen. So wurde neben einer 
Reihe von politischen Funktionen während 
der Beitrittsverhandlungen eine Konferenz 
des Bundes in Madrid Ende 1981 durchge-
führt, in der die Mitgliedsparteien für die Pro-
bleme der Süderweiterung sensibilisiert und 
vor allem die Parteien der Süderweiterungs-
länder für eine aktive Mitgliedschaft vorbe-
reitet wurden36 ). Der Integrationsbeitrag die-
ser Maßnahmen ist zwar wenig spektakulär 
und in erster Linie von den Interessen des 
Bundes bzw. der Fraktion bestimmt. Seine 
langfristigen Auswirkungen im Hinblick auf 
eine reibungslose Integration der Südländer, 
auf die Nutzung des damit zur EG stoßenden 
politischen Potentials und die Vermeidung 
einer europapolitischen Resignation aus 
falschen Hoffnungen dürfen aber nicht unter-
schätzt werden. Inwieweit es gelingt, mit der 
Süderweiterung neue Impulse für den Inte-
grationsprozeß zu erhalten, bleibt abzuwarten. 
Für die diesbezüglichen S-Parteien hat der 
Bund ein — gemessen an seinen begrenzten 
Möglichkeiten — großes Maß an Hilfen gebo-
ten.
Der zweite Bereich steht mit der Ausweitung 
nach Süden in Zusammenhang und ist wegen 
seiner politisch-strukturellen Bedeutung für 
die Integrationsperspektiven wichtig. Parallel

35) Der Vorsitzende der griechischen Partei PA-
SOK trat im Rahmen des Bundes zum erstenmal 
bei der Konferenz über Sicherheit und Abrüstung 
im März 1981 in Paris auf. PASOK ist seitdem stän-
diger Gast. Ein Aufnahmeantrag bei der Sozialisti-
schen Internationale wird erwartet.
36) In der offiziellen Geschichte des Bundes, Bund, 
Geschichte 1982, S. 26 heißt es unter anderem: „Im 
Hinblick auf diese Umwandlung sollten die soziali-
stischen Parteien und die beitrittswilligen Länder 
die Initiative für eine Neubelebung der europäi-
schen Integration ergreifen.“ 



zur Süderweiterung hat der Bund Parteien 
aus europäischen Ländern, die nicht der EG 
angehören, als Beobachter aufgenommen und 
schrittweise mit immer weitreichenderen 
Einflußrechten ausgestattet. Es handelt sich 
dabei um folgende Parteien:
Det Norske Arbeiderparti (Norwegen) 
Sveriges Socialdemokratiska Arbetarreparti 
(Schweden)
Northern Ireland Labour Party (Nordirland) 
Sozialistische Partei Österreichs (Österreich) 
Sozialdemokratische Partei der Schweiz 
(Schweiz)
Israel Labour Party (Israel)
Malta Labour Party (Malta).

Das Interesse dieser Parteien, von denen ei-
nige erheblichen Einfluß in der Sozialisti-
schen Internationale besitzen, hat sich nicht 
zuletzt deshalb dem Bund zugewendet, weil 
der Bund zunehmende politische und inhaltli-
che Aktivitäten entfaltete und in Zusammen-
arbeit mit der Fraktion internationales Ge-

wicht erhielt. Aus der Sichtweise des Bundes 
sind bei dieser Ausweitung des Bundes drei 
Gedankengänge hervorzuheben. Erstens ist 
dadurch der alte Konflikt zwischen EG und 
EFTA auch auf Parteiebene überwunden und 
insbesondere das Mißtrauen der Parteien, de-
ren Länder keine EG-Mitgliedschaft besitzen, 
gegenüber dem Bund als mögliche Konkur-
renzorganisation zur Sozialistischen Interna-
tionale abgebaut. Zweitens sind damit langfri-
stige Perspektiven für eine engere Zusam-
menarbeit der EG mit Norwegen und Schwe-
den gelegt, die eine Norderweiterung nicht 
ausschließen. In und durch die Mitarbeit im 
Bund ist in der sozialdemokratischen Partei 
Norwegens und Schwedens ein Meinungsum-
schwung zugunsten der EG-Integration ent-
standen. Drittens verfolgt der Bund mit dieser 
Erweiterungspolitik konsequent eine groß-
europäische Lösung — zumindest oder vor-
läufig auf Parteienebene —, deren langfristige 
Perspektiven nicht unterschätzt werden dür-
fen.

IV. Innerorganisatorische Widersprüche

Die inhaltlichen und organisatorischen Akti-
vitäten des Bundes insbesondere in den letz-
ten drei Jahren und die der Fraktion seit 1979 
dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
der Bund in seinem Engagement für ein reali-
stisches Vorantreiben der europäischen Inte-
gration an Grenzen stößt. Diese liegen nicht 
nur in der Zusammenarbeit mit anderen Par-
teienföderationen oder den geringen Kompe-
tenzen des Europäischen Parlamentes, son-
dern auch in seiner eigenen Organisations-
struktur. Der Bund versteht sich — wie die 
Sozialistische Internationale — nicht als 
„europäische Überpartei und strebt dies auch 
nicht an. Er verlangt auch nicht von den Par-
teien, einen Teil ihrer Souveränität abzutre-
ten“37). Wie in der EG gilt auch für den Bund 
das Primat der nationalstaatlichen Mitglieds-
partei, an dem die Sozialistische Internatio-
nale immer wieder auseinandergebrochen ist 
Im Gegensatz zur Sozialistischen Internatio-
nale ist es aber dem Bund trotz seiner An-
strengungen nicht gelungen, jene politische 
und inhaltliche Dynamik zu entwickeln, mit 
der die Sozialistische Internationale diese 
Strukturschwäche überwand. Dies liegt weni-
ger an Personen, sondern in erster Linie an 
den internationalen Rahmenbedingungen 
und am Erfolg der gewählten Strategie. Er-*

37) Siehe Bund, Geschichte 1982, S. 21.

schwerend kommt hinzu, daß der Bund auf 
dem Wege zu einer Europäischen Partei bzw. 
die Fraktion auf dem Wege zu einem kompe-
tenten Europäischen Parlament dies nur auf 
Kosten der nationalen Fraktionen und der 
Kompetenzen seiner Mitgliedsparteien errei-
chen kann. In dieser Konkurrenz ist der Bund 
von seinen Ressourcen, seinen Machtmitteln 
und seiner Binnenstruktur her unterlegen. 
Dies gilt insbesondere für die Fälle, wo eine 
Mitgliedspartei in der Regierung ist und al-
lein schon aus diesem Grund der Dienstlei-
stungen des Bundes weniger bedarf als in der 
Opposition. So spiegelt der Bund das Di-
lemma der EG nicht nur wider, sondern ver-
fügt im Gegensatz zur EG nicht über kon-
krete Finanz- oder andere wirksame Anreize 
zur Kompetenzübertragung. Darüber hinaus 
ist sein Spielraum durch die Sozialistische In-
ternationale zusätzlich eingeengt Mitglied-
schaftserweiterung, Verinhaltlichung und das 
Anbieten europäischer Dienstleistungen ge-
hören zu den wichtigsten Bestandteilen der 
Strategie des Bundes, diese Strukturschwä-
chen wettzumachen. Trotz erster Erfolge und 
trotz seiner Unterstützung durch die Fraktion 
befindet sich der Bund erst im Vorstadium 
einer inter- oder gar supranationalen Organi-
sation. Seine Zukunft hängt im wesentlichen 
von der Bereitschaft seiner Mitgliederpar-
teien ab, ihn zu stärken.



Aber gerade dies stößt wiederum an struktu-
relle Schranken. Trotz aller Tradition in Inter-
nationalismus, grenzüberschreitender Zusam-
menarbeit und Erfahrungen, in der Koordina-
tion und Harmonisierung unterschiedlicher 
S-Parteien, verfügen diese ihrerseits nicht 
über die nötige Binnenstruktur, die eine dau-
erhafte Öffnung ins Internationale oder Euro-
päische schafft, erhält und ausweitet Interna-
tionale Arbeit oder Auslandsarbeit ist in allen 
S-Parteien auf einen kleinen Personenkreis 
begrenzt, durch extrem geringe innerparteili-
che Transparenz gekennzeichnet und von an-
deren Arbeitsbereichen in der Regel isoliert. 
Eine dem Problem angemessene Internatio-
nalisierung hat — zumindest in den großen 
und die Arbeit des Bundes bestimmenden 
Mitgliederparteien wie Labour Party, Parti 
Socialiste und SPD — nicht stattgefunden. 
Dementsprechend besteht dort weder die not-
wendige Problemkenntnis noch die entspre-
chende Bereitschaft, europäische Lösungen 
anzugehen. Die Ansätze, die z. B. durch und 
über die Direktwahlen geschaffen wurden, 
sind bislang nicht ausgebaut worden — auch 
wenn die Mitgliedsparteien des Bundes hier 
weiter als ihre nationalen Konkurrenten 
sind.

Angesichts dieser doppelten Strukturschwä-
che ist es auch erklärlich, daß Auseinander-
setzungen um die Führungsposition im Bund, 
wie sie sich insbesondere zwischen der PS 
und der SPD abgespielt haben, zwar häufig 
über Sachprobleme ausgetragen werden, 
nicht aber dazu beitragen, gemeinsame Lö-
sungen zu erarbeiten und den Stand der in-
haltlichen Zusammenarbeit gefördert haben. 
Das machtpolitische Ungleichgewicht im 
Bund zwischen den großen und den kleinen 
Parteien und die Art der Konfliktaustragung 
haben wiederholt dazu beigetragen, daß sich 
auf der einen Seite die integrationsinteres-
sierten kleineren Parteien nicht durchsetzen 
konnten und auf der anderen Seite die großen 
Parteien, die ihre inhaltlichen und politischen 
Ansprüche nicht verwirklichen konnten, ihre 
außenpolitische Arbeit aus dem Bund in an-
dere Gremien und vor allem in bilaterale Me-
chanismen verlagerten.

Die Geschichte des Bundes als Bund38 ) ist re-
lativ kurz. Offiziell 1974 gegründet erfuhren 
die integrationsbereiten Kräfte im Bund ihre 
erste große Niederlage, als 1979 der Kongreß 
nicht das detaillierte und integrationsorien-
tierte Programm, das nach zweijähriger Vor-
bereitung vom Büro zur Verabschiedung 
empfohlen wurde, übernahm. Die darauf ein-
geleitete Strategie des Bundes, in ausgewähl-
ten inhaltlichen Bereichen, durch eine schritt-
weise Ausweitung seiner Mitgliedschaft und 
durch den Umweg über neo-keynesianische 
und konjunkturpolitische, globalpolitische 
und Dritte-Welt-politische inhaltliche EG-
Perspektiven die Existenzberechtigung und 
den politischen Wert des Bundes neben und 
nicht über der Arbeit seiner nationalen Mit-
gliederparteien hervorzuheben, hat begrenzte 
Erfolge gezeigt. Hiervon können langfristige 
Integrationsimpulse für die Gemeinschaft 
ausgehen, die von anderen Parteienföderatio-
nen oder von nationalen Regierungen nicht 
geleistet werden können. Die Zukunft des 
Bundes, seine inhaltlichen und politischen 
Möglichkeiten und Grenzen werden aber 
trotz aller inhaltlichen Möglichkeiten und 
Gelegenheiten durch die Fähigkeit und Be-
reitschaft seiner Mitgliedsparteien zur Inte-
gration bestimmt. Und diese sind bis jetzt 
zwar in Teilen ihrer Programmatik, nicht aber 
in ihrer Struktur internationalistisch. Solange 
sich dies nicht ändert, wird der Bund seine 
Rolle als Integrationsakteur — wenn über-
haupt — nur begrenzt spielen können. Dies 
gilt nicht nur für den Bund, sondern auch für 
die anderen Parteienföderationen — und hier 
mitunter stärker. Ein europäisches Parteien-
system, das auch die Fraktionsmitglieder ei-
nem EG-europäischen Legitimationszwang 
unterwirft, besteht erst in Ansätzen. Ohne 
dies werden aber alle Ziele nach einer demo-
kratischen oder demokratischeren EG wenig 
Glaubwürdigkeit besitzen und ein Fortschritt 
im EG-Integrationsprozeß von den politi-
schen Entscheidungseliten als sekundär, 
wenn nicht als ganz überflüssig bezeichnet 
werden.

38) Zur Geschichte des Bundes s. Norbert Gresch, 
Transnationale Parteienzusammenarbeit in der EG, 
Baden-Baden 1978.



Helmar Frank

Europäische Sprachpolitik

Aufgaben, Lösungsangebote und Schwierigkeiten

Der Kompromiß, auf den sich die zehn euro-
päischen Regierungen bei der Gestaltung des 
künftigen europäischen Passes einigten, wird 
für den EG-Bürger ein erstes, in Massenauf-
lage verbreitetes Dokument der Schwierig-
keit einer europäischen Sprachpolitik sein.

Der Einführung eines einheitlichen Passes 
wurde nicht zuletzt von deutscher Seite1) 
eine besondere europapolitische Wichtigkeit 
beigemessen, so daß nach zähem Ringen auf 
eine lupenreine Erfüllung der vertraglich ver-
einbarten Gleichrangigkeit aller offiziellen 
Sprachen der EG verzichtet wurde. Aus tech-
nischen Gründen hatten verschiedene Staa-
ten gefordert, für den Europäischen Paß nur 
Englisch, Französisch und die betreffende 
Landessprache zu verwenden. Dagegen for-
derte die Bundesregierung von Anfang an die 
mindestens grundsätzliche Anwendung der 
„Allsprachenlösung", d. h. der Beschriftung in 
allen offiziellen EG-Sprachen und außerdem 
in Irisch. Damit sollte dem europäischen Bür-
ger überzeugend gezeigt werden, daß sich die 
EG als Vereinigung einer auch sprachlich 
gleichberechtigten Vielheit europäischer Na-
tionen versteht.

2) Vgl. A Meillet, Les langues dans l'Europe nou-
velle, Paris 1928, S. 454—473.

Diesem an sich legitimen Gleichrangigkeits-
anspruch wurde schließlich insofern wenig-
stens abgeschwächt genügt, als auf der ersten 
Seite alle offiziellen EG-Sprachen erscheinen, 
während für die späteren Seiten außer der 
Landessprache nur noch Englisch und Fran-
zösisch vorgesehen sind — jedoch unter Hin-
zufügung eines Zahlenschlüssels für die im 
Paß eingedruckte Übersetzung auch in die an-

deren offiziellen Sprachen. Diese Lösung wird 
zweifellos von breitesten Bevölkerungskrei-
sen innerhalb der gesamten EG angenommen 
werden, zumal jeder Bürger in seinem Paß 
seine Sprache nicht nur ohne Anzeichen 
einer Zweitrangigkeit findet, sondern sogar 
dadurch scheinbar aufgewertet, daß sie sicht-
bar zusammen mit Englisch und Französisch 
gegenüber allen übrigen Sprachen hervorge-
hoben ist.
Nur sprachpolitisch sensibilisierte EG-Bürger 
protestieren. Ob es ihnen gelingen wird, auch 
in der sprachpolitisch bisher uninteressierten 
deutschen Öffentlichkeit beachtet zu werden, 
hängt davon ab, ob die Form des Europäisches 
Passes ein einmaliger Kompromiß zwischen 
Grundsatztreue und Machbarkeit bleibt oder 
zum Präzedenzfall nicht nur für die künftige 
Kennkarte wird, sondern allgemein für eine 
stufenweise Aufgabe des Anspruchs auf 
sprachliche Gleichberechtigung.
Je weiter der politische Einigungsprozeß Eu-
ropas voranschreitet, desto schwerer wird es 
sein, dabei sprachpolitischen Problemen aus-
zuweichen. Da außenpolitische Aufgaben von 
den EG-Ländern zunehmend gemeinsam 
wahrgenommen werden, wird innerhalb der 
selbständigen deutschen Außenpolitik die 
deutsche Sprachpolitik einen immer höheren 
Rang einnehmen. Der folgende Versuch einer 
Übersicht über die anstehenden Aufgaben 
und angebotenen Lösungen sowie einer kriti-
schen Beurteilung mögen einer Belebung und 
Vertiefung der hierfür in allen politischen La-
gern noch zu leistenden programmatischen 
Arbeit dienen.

I. Ausgangssituation

1. Zur „linguistischen Struktur" Europas
Innerhalb des geographisch nur unbefriedi-
gend umgrenzbaren, 12 Millionen Quadratki-

1) Vgl. Schreiben des Auswärtigen Amtes 
(AZ 410—424.40 PU) vom 8.1. 1982 an den Europa-
klub/Gesellschaft für sprachgrenzübergreifende 
europäische Verständigung e. V., veröffentlicht u. a. 
in: Europa Dokumentaro/Europadokumentation 32, 
S.52f.

lometer großen Quasikontinents Europa 
(ohne Kaukasus) zählte L. Tenire2)  in den 
zwanziger Jahren 72 Sprachen. Nach Strei-
chung einiger von ihm nur als Dialekte einge-
stufter oder inzwischen „ausgestorbener 2



Sprachen kam G. Dcsy3)  ein halbes Jahrhun-
dert später noch auf wenigstens 62 Sprachen. 
Im Durchschnitt mißt also in Europa jeder 
Sprachraum 194 000 km2, im Gegensatz zu nur 
rund 15 000 bzw. 10 000 km in Afrika bzw. im 
indischen Subkontinent. Von den zehn offi-
ziellen Sprachen der jetzigen EG-Länder und 
der Erwartungsländer Portugal und Spanien 
liegen hinsichtlich der flächenmäßigen Ver-
breitung fünf über dem europäischen Durch-
schnitt, nämlich (nach abnehmender Verbrei-
tung in Europa:) Französisch, Spanisch, 
Deutsch, Italienisch und Englisch. Auch der 
innerhalb des EG-Gebiets liegende Teil des 
deutschen Sprachraums ist flächenmäßig 
noch überdurchschnittlich groß, hier aber 
kleiner als der englische.
Fünf „große“ Sprachen mit je mehr als 50 Mil-
lionen Muttersprachlern werden von zusam-
men mehr als der Hälfte aller Europäer ge-
sprochen, nämlich (in dieser Rangfolge) Rus-
sisch, Deutsch, Englisch, Italienisch und Fran-
zösisch. Von den anderen Sprachen der EG-
(einschl. aller Erwartungs-)Länder folgen als 
„mittelgroße“ Sprachen (10—50 Millionen 
Sprecher) auf den Rangplätzen 8 und 9 Spa-
nisch bzw. Niederländisch. Mit jeweils 1—10 
Millionen Sprechern in Europa finden sich 
auf den Rängen 13—36 als „kleine Sprachen" 
Portugiesisch (Rang 13), Griechisch (15), Dä-
nisch (19), Türkisch (Rang 23 — bei Einbezie-
hung der Gesamttürkei Rang 9, vor Nieder-
ländisch) und Bretonisch (33). Auf dem Gebiet 
der jetzigen EG sind sechs „Kleinstsprachen" 
(mit je mehr als 100 000 Sprechern) zu Hause, 
nämlich Baskisch (Rang 37), Irisch (38), Kym-
risch (40), Luxemburgisch (44), Friesisch (45) 
und Schottisch-Gälisch (53), von denen bisher 
erst Irisch den Rang einer Staatssprache (wie-
der) erlangte. Der Sprecherzahl nach noch 
kleinere, sogenannte Zwergsprachen fehlen 
im jetzigen und voraussichtlich künftigen EG-
Bereich.
Die Rangfolge der Sprachstärken befindet 
sich in Bewegung. Insbesondere nahm in den 
zwanziger Jahren noch Deutsch vor Russisch 
den Platz 1 ein. Hinsichtlich des prozentualen 
Wachstums während eines halben Jahrhun-
derts steht unter allen europäischen Sprachen 
die Kleinstsprache Isländisch mit 80% an der 
Spitze; auf dem möglichen EG-Territorium 
betragen die Zuwachsraten für Türkisch 70%,

3) G. Dcsy, Die linguistische Struktur Europas. 
Vergangenheit — Gegenwart — Zukunft, Wiesba-
den 1973. Dieser umfassenden Darstellung sind 
auch die meisten weiteren Angaben zur Sprachver-
teilung entnommen. Einen Überblick über alle 
sprachen der Welt liefern G. u. B. Meier mit Band 1 
ihres Handbuchs der Linguistik und Kommunika
tionswissenschaft, Berlin 1979. 

für Irisch 61 %, für Portugiesisch 31 %, für Nie-
derländisch 28%, für Luxemburgisch 15%, für 
Spanisch 14%, für Dänisch 11 %, für Italienisch 
7% und für Französisch 3% — die anderen 
Sprachen des EG-Bereichs verloren von 1922 
bis 1972 an Stärke in Europa.
Sprachpolitisch interessant ist auch die Rang-
folge der Sprachen nach der Länge der 
Sprachgrenze, längs welcher intensive 
Sprachkontakte mit Nachbarstaaten stattfin-
den und alltägliche Sprachgrenzwiderstände 
zu überwinden sind. Wieder steht Russisch an 
der Spitze — unmittelbar vor Deutsch, das 
längs einer fast 5 000 km langen Sprach-
grenze an 14 andere Sprachbereiche stößt. 
Unter den Sprachen des (möglichen künfti-
gen) EG-Bereichs (ohne Türkisch) folgt erst 
auf Platz 7 Französisch, dann Spanisch (13) 
und Italienisch (20); die Grenzen aller weite-
ren Sprachbereiche sind kürzer als 1000 km.
Die genannten Zahlenmerkmale sind durch 
politische Entscheidungen nicht kurzfristig 
veränderbar. Zu weniger stabilen Werten 
kommt man, sobald man die zwischenstaatli-
chen politischen Bindungen und die unter-
schiedliche Wirtschaftskraft berücksichtigt.

In den europäischen politisch-wirtschaftli-
chen Gruppierungen entstanden unterschied-
liche sprachpolitische Normen und Realitä-
ten. Besondere Beachtung verdienen
1. die jetzt 21 Länder umfassende Staaten-
gruppe, die im Europarat (gegründet 1948) 
vertreten ist;
2. die 1949 mit zehn sozialistischen Ländern 
gegründete Staatengruppe des Rats für ge-
genseitige Wirtschaftshilfe (RGW);
3. als wirtschaftlich und politisch besonders 
eng zusammenarbeitende Teilgruppe der im 
Europarat vertretenen Länder die ursprüng-
lich (1957), sechs, seit 1973 neun und seit 1981 
zehn EG-Länder (mit den Erwartungsländern 
Portugal, Spanien und evtl. Türkei).
Keine offizielle Sprachpolitik wurde 1960 an-
läßlich des Zusammenschlusses von sieben 
Staaten zur Europäischen Freihandelszone 
(EFTA) formuliert.
Deutsch ist die einzige natürliche Vermittler-
sprache zwischen diesen großen politischen 
Gruppierungen Europas, denn nur Deutsch ist 
sowohl im Bereich der EG als in dem des 
RGW als auch im Bereich der EFTA als Amts-
sprache vertreten.
Einzelne Länder bilden schon innerstaatlich 
das europäische Sprachproblem mehr oder 
minder stark vereinfacht ab und zeichnen 
sich durch einen hohen Reifegrad der sprach-
politischen Diskussion und Gesetzgebung 



aus: Jugoslawien, die Schweiz, Belgien, Finn-
land und Irland. Außerdem gehören aber 
noch fast fünf Prozent der europäischen Ge-
samtbevölkerung zu Sprachminoritäten, d. h. 
sie leben in einem Staat, in welchem ihre 
Sprache (noch) nicht Amtssprache ist Von 
dieser Problematik sind die großen Sprachen 
in Europa verhältnismäßig wenig betroffen: 
Von den Sprechern des Deutschen leben nur 
2,5%, von denen des Italienischen nur 2,2% 
und von denen des Französischen nur 0,3% 
im europäischen Sprachausland. Andererseits 
gibt es zu keiner der oben erwähnten Kleinst-
sprachen (außer Irisch) ein eigenes Staatsge-
biet, was eine keineswegs nur kulturelle Un-
terprivilegierung bedeutet.
Die Kernfrage der europäischen Sprachpolitik 
lautet: Kann und soll auf den ersten Plätzen 
der sprachlichen Rangskala eine Überprivile-
gierung (z. B. wie beim Europäischen Paß an-
gedeutet) aufgebaut oder vermieden werden 
— und welche Sprachen sind dabei gegebe-
nenfalls zu berücksichtigen?

Bild 1 gibt die Sprachverteilung in der EG 
und ihren Erwartungsländern für 1980 an, als 
nach Ausdehnung von vier auf sieben Sprach-
bereiche das Sprachproblem bereits unab-
weisbar geworden war. Dabei hebt sich keine 
Sprache offensichtlich für eine privilegierte 
Position heraus. Unterstellt man, daß alle vier 
damaligen Erwartungsländer bis zum Jahre 
2000 in unsere westlich-südliche europäische 
Föderation einbezogen sein werden, dann er-
hält man darüber hinaus schon ohne Berück-
sichtigung der oben erwähnten Wachstums-

(und Schrumpfungs-)raten eine Verteilung 
ohne hervorstechende Sprungstelle, die als 
„vernünftige" Schnittstelle zwischen über- und 
unterprivilegierten Sprachen dienen könnte. 
Auch wenn man die zahlenmäßigen Stärken 
der einzelnen Sprachgemeinschaften mit de-
ren Wirtschaftsleistung gewichtet, verstärkt 
sich zwar die französische Position deutlich 
gegenüber der italienischen und (weniger 
deutlich) auch gegenüber der englischen, wird 
jedoch ebenso wie diese beiden gegenüber 
der deutschen noch schwächer.
Weder bevölkerungsstatistisch, noch geogra-
phisch, noch wirtschaftsstatistisch ist also für 
die EG die Vorrangstellung von Englisch und 
Französisch zu rechtfertigen, die von den An-
hängern des Bilinguismus gefordert wird. 
Auch hinsichtlich ihres Ausdrucksvermögens 
oder anderer linguistischer Qualitäten ragen 
diese beiden Sprachen keinesfalls aus den an-
deren EG-Sprachen heraus.

2. Manifeste und latente Sprachkonflikte

Manifeste Sprachkonflikte sind Rebellionen 
gegen die Anwendung des Prinzips „cuius re-
gio, eius lingua", einer Aktualisierung4) des 
bekannten Leitspruchs aus der Zeit der Kon-
fessionskämpfe, zu dem Dcsy (1973, S. 171) 
schreibt: „Die staatliche Hoheit bestimmt die 
Zugehörigkeit der Untertanen zu dieser oder 
jener Gemeinschaft —... im 17. Jh. sollten die 
Untertanen das gleiche Glaubensbekenntnis, 
heute die gleiche Sprache haben.“ In der je-
weils gegebenen machtpolitischen und darauf 
abgestimmten juristischen Situation können 
sich die Unterprivilegierten nur durch außer-
gesetzliche Maßnahmen gegen die Anwen-
dung dieses Prinzips wehren. Diese Konflikte 
sind im Verlaufe des Aufbaus der europäi-
schen Föderation zweifellos für die jenseits 
der Grenzen des Mutterlandes lebenden Mi-
noritäten durch eine geeignete Regionalpoli-
tik zu beheben. Auch die viel stärkere Unter-
privilegierung der Minoritäten ohne schüt-
zenden eigenen Staat könnte durch eine weit-
blickende föderalistische europäische Sprach-
politik leichter als innerhalb des jeweiligen 
Nationalstaats gemildert werden.

4) Von E. Lemberg, Nationalismus II, Reinbek 1968, 
S.93.

Fast tabuiert sind die langfristig gefährliche-
ren, latenten Sprachkonflikte, die sich aus der 
vorausblickenden Erkenntnis ergeben: „cuius 
lingua, eius regio“. Unter Verschweigung die-
ses Motivs werden (meist vernünftige) Argu-
mente zugunsten einer Überwindung des 
„kostspieligen und uneffektiven Sprachwirr-
warrs" durch „Konzentration“ auf womöglich 



nur eine (dem Verfechter als Muttersprache 
oder von Berufs wegen geläufige) Sprache ge-
sammelt und vorgebracht, ohne daß eine Be-
reitschaft zur ernsthaften Prüfung von Gegen-
argumenten bestünde. Nur die Offenlegung 
der zugrunde liegenden Interessen und das 
Bemühen um einen gerechten Interessenaus-
gleich wenn nicht gar um eine ideale Syn-
these kann eine erfolgreiche europäische 
Sprachpolitik als stabilisierende Krönung des 
europäischen Einigungswerks ermöglichen.
Im Mittelalter und bis in die Neuzeit hinein 
war Latein innerhalb der europäischen Wis-
senschaft eine neutrale Sprache, die insofern 
„demokratisch" war, als sie keine „angebore-
nen", nämlich muttersprachlichen Privilegien 
einzelner Wissenschaftler gelten ließ. Ge-
samtgesellschaftlich gesehen war jedoch das 
mittelalterliche Latein keine dem

5

okratische 
Sprache, sondern — wie der Londoner Völ-
kerrechtler I. Lapenna ) hervorhebt — die 
(herrschaftssichernde) „gemeinsame Sprache 
der privilegierten Klassen des feudalen Euro-
pa“. Lapenna weist im einzelnen nach, daß, 
entgegen einer verbreiteten Meinung, an-
schließend nicht Französisch (und auch zu 
keiner Zeit Englisch) die Rolle des legitimen 
internationalen Verständigungsmittels über-
nahm; vielmehr schwelt seither der Sprach-
konflikt. Wiederholt wurde nämlich bei wich-
tigen Anlässen festgestellt, daß die je aktuelle 
Benutzung des Französischen keinerlei Fest-
legung für künftiges Sprachverhalten bedeu-
tet. Drei Beispiele mögen genügen:
1. Als 1753 bei englisch-französischen Wirt-
schaftsverhandlungen trotz aufgetretener 
Übersetzungsmängel die französische Seite 
weiterhin nur französischsprachige Texte ent-
gegennehmen wollte, gab die englische Re-
gierung ihren Unterhändlern eine Weisung, 
die (ausgedehnt auf alle EG-Sprachen-Paarel) 
Modell für die politische, aber auch die wirt-
schaftliche und wissenschaftliche Zusammen-
arbeit innerhalb der EG werden könnte: 
»Wenn der Hof zu Versailles es für angemes-
sen hält, mit Sr. Majestät in Latein zu verhan-
deln, wird der König gerne zustimmen ... Der 
König ordnet ausdrücklich an, künftig keiner-
lei Dokumente der französischen Unterhänd-
ler in ihrer eigenen Sprache mehr anzuneh-
men, es sei denn, sie verpflichten sich zur Ent-
gegennahme der Antwort in Englisch."
2. 1815 hebt die Schlußakte des Wiener Kon-
gresses ausdrücklich hervor, daß sich aus der 
Benutzung des Französischen keinerlei Fol-
gen für die Zukunft ergeben, vielmehr alle 
Mächte sich vorbehalten, die zuvor in diplo-

5) La lingva problemo en internaciaj rilatoj, in: Es- 
peranto en Perspektive, Rotterdam 1974, S. 3—27. 

matischen Beziehungen benutzte Sprache — 
also Latein — zu benutzen.
3. 1919, bei der Formulierung des Vertrags 
von Versailles, setzten England und die USA 
nach langen Auseinandersetzungen gegen 
Frankreich den Artikel 440 durch, nach wel-
chem sowohl die französische als auch die 
englische Textfassung maßgebend sein soll-
ten. Der Völkerbund privilegierte dann beide 
Sprachen als die hier „üblichen“, verzichtete 
aber ausdrücklich auf eine „offizielle" Spra-
che.
Bei der Konferenz von San Francisco 1945 
wehrte Frankreich erfolgreich den US-ameri-
kanischen Vorschlag ab, die Debatten primär 
in Englisch zu führen. Aufgrund eines chine-
sischen Vorschlags kam es zu einer Einigung 
auf Englisch und Französisch als den .Arbeits-
sprachen" neben den drei anderen „offiziellen" 
Sprachen Chinesisch, Spanisch und Russisch, 
die nach Artikel 111 der UN-Charta juristisch 
gleichgestellt sind. Auch diese geteilte Vor-
rangstellung mußte bekanntlich später immer 
mehr aufgegeben werden. Jede Hinzunahme 
einer weiteren Sprache begründeten die Be-
fürworter mit den Zielen und Idealen der UN, 
während die Gegner ihre Position mit dem 
Hinweis auf die erhebliche Kostenerhöhung 
verteidigten. Andere Interessen wurden nicht 
angesprochen.
Auch in Europa blieb die juristische Absiche-
rung einer einzigen offiziellen Sprache aus6). 
Artikel 12 der Satzung des Europarats legte 
Französisch und Englisch als Amtssprachen 
fest; seit 1971 sind Deutsch und Italienisch als 
„zusätzliche Arbeitssprachen" zugelassen. Da-
gegen sichert der Rat für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe die offizielle sprachliche Gleich-
rangigkeit aller seiner Mitglieder durch Arti-
kel XIV, 1, ab, hebt aber dann aus den sieben 
„offiziellen" Sprachen Russisch als .Arbeits-
sprache des Rats" heraus. Erst die Römischen 
Verträge der EG vermeiden streng jede 
Sprachdiskriminierung — der Konflikt wurde 
auf die Ebene der tatsächlichen Durchfüh-
rung verschoben und verschärft sich bekannt-
lich mit dem Quadrat der wachsenden Zahl 
offizieller Sprachen.

6) Vgl. zum folgenden W. Bormann, Die Einigung 
Europas und ihr Sprachproblem, Nürnberg 1974.

Die Forderung nach einer gemeinsamen euro-
päischen „Verkehrssprache" ist populär. Am 
Ende seiner Amtszeit als Ratspräsident er-
klärte 1973 der Däne Norgaard: „Eine europäi-
sche Sprache ist hundertmal wichtiger als 
eine europäische Währung.“ Staatspräsident 
Pompidou schlug dafür Französisch vor, da 
die Wahl von Englisch zu einer Begünstigung 



des US-amerikanischen Einflusses auf den 
Gemeinsamen Markt führen würde. Dies war 
eine der wenigen Stellungnahmen, bei wel-
chen unverschleiert ausgesprochen wurde, 
daß Sprachhegemonie ein wirtschaftliches 
Privileg ist und letztlich zur Wirtschaftshege-
monie führen kann7)- Alle sprachpolitischen 
Diskussionen gehen am Kern des Problems 
vorbei, wenn sie nicht von folgenden, minde-
stens größenordnungsmäßig zutreffenden, 
quantitativen Sachverhalten ausgehen:

7) Zum „materiellen Wert der Muttersprache" vgl. 
H. Frank, Thesen zur deutschen Sprachpolitik, in: 
Paderborner Studien, 3/1974, S. 16—25.
8) Dieser Mittelwert ergibt sich aus den Ergebnis-
sen einer Umfrage, die in Band 15/4, 1974, S. 124— 
126, der Grundlagenstudien aus Kybernetik und 
Geisteswissenschaft (GrKG) veröffentlicht sind.

9) Ansatz und Ergebnisse sind u. a. in folgenden 
Aufsätzen des Verfassers dargestellt: Sprachorien-

1. Wird Englisch (oder eine andere ethnische 
Sprache) als erste Fremdsprache gelernt, dann 
werden dafür bis zum Abitur mindestens 
1 500 Lernstunden aufgebracht, was ungefähr 
einem Arbeitsjahr, im Mittel also etwa 3% 
eines Arbeitslebens und damit 3% des Brutto-
sozialprodukts entspricht. Schon weil diese 
Investition im englischen (bzw. dem etwaigen 
anderen) Sprachraum nicht aufgebracht wer-
den muß, ergäbe sich aus einer etwaigen Vor-
rangstellung dieser Sprache eine Wettbe-
werbsverzerrung, die auf Dauer zur Hegemo-
nie führte.
2. Nur etwa jeder Dreizehnte kann erwarten, 
nach den rund 1 500 schulischen Lernstunden 
die Vorrangsprache (Englisch) so gut zu be-
herrschen, daß er im späteren Berufsleben ge-
genüber Fachkollegen mit dieser Mutterspra-
che nicht schon aus sprachlichen Gründen 
unterlegen ist ); von der fachlichen Unterle-
genheit abgesehen, die durch den relativen 
Zeitverlust wegen des Sprachenlernens zuun-
gunsten der fachlichen Perfektion entstand. 
Alle anderen Lerner (insbesondere auch fast 
alle Nichtabiturienten) gehen mit niedrige-
rem Niveau oder mit erhöhter Anstrengung 
in die spätere Konkurrenz oder sie müssen 
Wettbewerbssituationen vermeiden. Nach 
den Gesetzen der Evolutionstheorie ist daher 
zu erwarten, daß nach einigen Generationen 
die Kulturen, die durch den (sprachpolitisch 
erzeugten oder zugelassenen) Selektions-
nachteil belastet wurden, sich nur noch als 
Unterschicht oder in „Nischen" finden. (Am 
Modell internationaler Kongresse mit nur 
Englisch als Arbeitssprache ist diese Entwick-
lungstendenz deutlich abzulesen.)

8

3. Möglichkeiten und Grenzen der Fremd-
sprachpädagogik

Das europäische Sprachproblem könnte ohne 
kreativen Neuansatz der Sprachpolitik auf 

pädagogischem Wege gelöst werden, wenn je-
der Bürger der jetzt sieben- bis achtsprachi-
gen Gemeinschaft in mindestens sechs EG-
Fremdsprachen eine befriedigende Kompe-
tenz erreichen würde, oder, was lernpsycholo-
gisch etwa dasselbe Problem ist, wenn das 
Lernen von Englisch oder einer anderen EG-
Sprache so stark erleichtert werden könnte, 
daß der erforderliche Lernaufwand zu gering 
wird, als daß er noch als Nachteil empfunden 
würde, so daß ihn jeder gerne außerhalb der 
Schule als Freizeitbeschäftigung erbringt — 
vergleichbar dem Besuch eines Tanzkurses. 
Selbst bei äußerst optimistischer Einschät-
zung des künftigen Fortschritts der Bildungs-
wissenschaft ist damit nicht zu rechnen. Da-
mit ist der latente Sprachkonflikt dem Schul-
wesen zugeschoben, das ohne Legitimation 
Präferenzen festlegen muß.
Das Hamburger Abkommen der Ministerprä-
sidenten von 1964 verwandelte den latenten 
Konflikt in einen manifesten, indem es fest-
legte: „Die erste Fremdsprache ist in der Re-
gel Englisch oder Latein." Dies verstieß, wie 
Staatspräsident Pompidou in einem Schreiben 
vom 18. August 1970 an Bundeskanzler 
Brandt feststellte, gegen Abschnitt C des 
deutsch-französischen Vertrags vom 22. Ja-
nuar 1963. Demgemäß wurde 1971 die Ein-
schränkung „in der Regel Englisch" durch die 
Worte „eine lebende Fremdsprache" ersetzt. 
Daß aber der scheinbar größere Spielraum 
nicht durch örtliche Entscheidungen genutzt 
werden kann, wurde durch einen Zusatz si-
chergestellt: „Die Erfordernisse der Einheit-
lichkeit im Schulwesen und der Durchlässig-
keit zwischen den Schulformen sind zu be-
rücksichtigen."
Verbesserungen des Ergebnisses unseres 
schulischen Fremdsprachunterrichts ohne Er-
höhung der Stundenzahl erscheinen durch 
Einsatz neuerer bildungstechnologischer Me-
thoden und Medien denkbar. Dieser Weg 
wurde in den sechziger Jahren — der Blüte-
zeit der Programmierten Instruktion und Me-
diendidaktik — überbewertet und nach der 
„antitechnokratischen Wende" bis heute si-
cher unterbewertet. Eine erwartbare Wir-
kungssteigerung auf diesem Wege zwischen 
10% und 40% sollte jedenfalls nicht ungenutzt 
bleiben, reicht aber allein keinesfalls aus, die 
entstehenden sprachpolitischen Aufgaben 
pädagogisch zu lösen.
Weit mehr ist von einer lehrplantheoreti-
schen Innovation zu erwarten, für welche die 
Bezeichnung „Sprachorientierungsunterricht 
eingeführt wurde9). Hier wird der Lernfort 



schritt des Schülers durch eine Vororientie-
rung beschleunigt, die — vor dem eigentli-
chen Fremdsprachunterricht — grundsätzli-
che strukturelle Möglichkeiten sprachlicher 
Kommunikation aufdeckt, wodurch die Lern-
leichtigkeit sprunghaft erhöht wird. Der na-
turwissenschaftliche Unterricht nutzt für eine 
solche Vororientierung zweckmäßig konstru-
ierte — d. h. einfache, regelmäßige und deutli-
che — Lehrstoffmodelle. Für Sprachen wur-
den derartige Modelle (wenngleich mit wei-
tergehender Absicht) von der Interlinguistik 
als „Plansprachen" konstruiert, zu denen insbe-
sondere die Internacia Lingvo (kurz: ILo) ge-
hört, die unter ihrem Zweitnamen „Esperanto“ 
populär wurde. (Diesen vermeiden wir im 
folgenden, da er seit dem Verbot durch 
Hitler in der deutschen Öffentlichkeit emo-
tional negativ wirkt.) Es lag nahe, in der fol-
genden Weise ILo zur Vorbereitung des wei-
teren Fremdsprachunterrichts zu nutzen.
Der Lernfortschritt (Kompetenzzuwachs) 
beim Erwerb der ersten Schulfremdsprache, 
wie er vereinfacht durch die flach anstei-
gende Lernkurve in Bild 2 dargestellt wird,

müßte nach-einer vororientierenden Einfüh-
rung in die ILo erheblich rascher erfolgen. 
Dies stimmt mit Beobachtungen überein, die 
schon früher in den USA und in Finnland für 
Französisch bzw. Deutsch als erste Schul-
fremdsprache gemacht wurden: Die Schüler- 

tierungsunterricht nach dem Paderborner Modell, 
in: aula, 2/1976, S. 133—150; Kibernetike-pedagogia 
teorio de la lingvo-orientiga instruado, in: Frank/ 
Yashovardhan/Frank-Böhringer (Hrsg.), Lingvoki- 
oernetiko/Sprachkybernetik, Tübingen 1982, 
8123—144. Sprachorientierungsunterricht für 
Grundschüler, in: Namen — Nachrichten — Noti-
zen, Zeitschrift der Universität Paderborn, 12/111/ 
1982, S.8—10.

gruppe, die sofort diese Sprache lernte, wurde 
schon vor Ende des zweiten Jahres von einer 
Parallelklasse überrundet, „obwohl" (nach der 
Theorie: „weil"!) diese im ersten Jahre statt 
dessen ILo lernte.
In Deutschland verhindert das zitierte Ham-
burger Abkommen die unmittelbare Nach-
prüfung dieses Effekts. Daher wurde (in 
NRW) als freiwilliges außerschulisches Ange-
bot bzw. (in Niedersachsen) im Rahmen eines 
Schulversuchs ILo in einem wöchentlich 
zweistündigen Sprachorientierungsunterricht 
im 3. und 4. Grundschuljahr vermittelt. Die ge-
messenen Erfolge entsprachen der Erwar-
tung. Günstige Nebenwirkungen auf andere 
Fächer und das Zustandekommen von Kin-
derkorrespondenzen in ILo mit gleichaltrigen 
Gruppen im Sprachausland sind zusätzliche 
Argumente für die Einführung des Spracho-
rientierungsunterrichts. (Er ist nicht durch 
den ebenfalls versuchten Frühenglischunter-
richt zu ersetzen, der keinen Zeitgewinn brin-
gen kann, da Englisch als ethnische Sprache 
naturgemäß nicht die erwähnten Eigenschaf-
ten eines Lehrstoffmodells hat.)
Eine weitere lehrplanerische Verbesserung 
des Fremdsprachunterrichts setzt eine bil-
dungspolitische Zielkorrektur voraus: Es 
könnten mehrere Sprachen bis zu einer aus-
reichenden Kompetenz mit demselben Zeit-
aufwand gelernt werden, wenn man die nur 
von sehr wenigen erreichbare auch aktive, 
mündliche und schriftliche Beherrschung aus 
dem Katalog der für alle Schüler verbindli-
chen Ziele striche. Sicher nützt es dem Euro-
päischen Einigungswerk mehr, wenn jeder 
Deutsche einen englischen und einen franzö-
sischen Brief in richtigem Deutsch beantwor-
ten kann, als wenn fast jeder den englischen 
Brief nur in stümperhaftem Englisch und den 
französischen Brief überhaupt nicht zu beant-
worten vermag.

4. Sprachkybernetische Hoffnungen
Verschiedentlich wird schon damit gerechnet, 
daß ein kreativer sprachpolitischer Neuansatz 
durch revolutionäre Fortschritte der inge-
nieurwissenschaftlichen Sprachkybernetik 
überflüssig würde, weil dann jeder die auto-
matische Sprachübersetzung in der Tasche 
hätte. Ein solcher „elektronischer Taschendol-
metscher" müßte im Prinzip nacheinander fol-
gendes leisten:
1. Gesprochene Sätze des Gesprächspartners 
als Folge definierter Wörter aus dessen Spra-
che erkennen, und zwar schon während des 
Sprechens oder nach spätestens 1—2 Sekun-
den;



2. die so erkannten Sätze sofort oder inner-
halb von höchstens weiteren 1—2 Sekunden 
in eine rechnerinterne Sprache übersetzen, 
also „verstehen";
3. das so Verstandene in der Sprache des Be-
nutzers formulieren, also in diese weiterüber-
setzen, was wieder allenfalls 1—2 Sekunden 
Zeitverzögerung bringen darf;
4. das Ergebnis hörbar machen.
Die bisherigen Entwicklungserfahrungen zei-
gen, daß jede dieser Aufgaben schwieriger ist 
als die jeweils nachfolgende, und daß für eine 
Plansprache, insbesondere für ILo, jede we-
sentlich leichter zu lösen ist als für die ethni-
schen Sprachen mindestens der EG10 ). Da fer-
ner bei jetzt (ein

11
schließlich Irisch:) 8 (künftig 

evtl. ) EG-Sprachen 8x7 =56 (bzw. 11x10 
= 110) Übersetzungswege zu schaffen wären, 
empfiehlt sich eine Konzentration der Bemü-
hungen auf die 8x2 = 16 (bzw. 11x2 = 22) 
Übersetzungswege zwischen diesen ethni-
schen Sprachen und ILo, zumal bei Überset-
zungen über diese Zwischensprache der In-
formationsverlust geringer ist als bei Verwen-
dung einer ethnischen Zwischensprache.

10) Vgl. dazu den 2. Band der Akten des IX. Interna-
tionalen Kybernetikkongresses: Frank/Yashovard-
han/Frank-Böhringer (Hrsg.), Lingvokibernetiko/ 
Sprachkybernetik, Tübingen 1982.
11) Zur Ideengeschichte der Interlinguistik vgl. Ka-
pitel 3 von Richard Schulz, Europäische Hochspra-
che oder Sprachimperialismus? Die Lösung des 
Sprachproblems in den Ländern der Europäischen 
Gemeinschaften, Gerlingen 1979. Beschreibungen 
der wichtigsten Plansprachen finden sich in: Carle-
varo/Lobin (Hrsg.), Einführung in die Interlingui-
stik, Alsbach 1979.

Sehr zweifelhaft ist inzwischen allerdings, ob 
eine automatische Übersetzung in der oben 
geforderten „Echtzeit“ prinzipiell möglich ist, 
ohne daß durch erhebliche Veränderung der 
heutigen Rechnerstruktur spezielle „Sprach-
rechner“ entwickelt werden. Jedenfalls sind 
mittelfristig von der Ingenieurkybernetik nur 
Teilbeiträge (wenn auch sehr nützliche!) zur 
Bewältigung des europäischen Kommunika-
tionsproblems zu erwarten.

5. Angebote der konstruktiven
Interlinguistik

Descartes, Leibniz, Comenius und andere füh-
rende Persönlichkeiten des europäischen 
Geisteslebens haben sich um die Entwicklung 
einer vernünftig geplanten internationalen 
Verständigungssprache, dem Anliegen der 
konstruktiven Interlinguistik"), bemüht und 
verdient gemacht. Descartes erkannte schon, 
daß der Verzicht auf Unregelmäßigkeiten und 
sonstige Komplikationen, also eine leichte 
Lernbarkeit, für eine Plansprache im Gegen-

satz zu den geschichtlich gewachsenen Natio-
nalsprachen (ethnischen Sprachen) wichtig-
stes Gütekriterium ist und nicht im Konflikt 
steht mit der weiteren Forderung, die ethni-
schen Sprachen hinsichtlich der Förderung 
des klaren Denkens und der Genauigkeit des 
Ausdrucks zu übertreffen.
Zahlreiche solcher Plansprachen wurden pro-
jektiert. Erst Martin Schleyer schuf zu seinem 
1879 veröffentlichten Volapük auch eine 
Sprechergemeinschaft. Schon 1887 folgte die-
sem Beispiel unter dem Pseudonym „Dr. Espe-
ranto" Ludoviko Zamenhof mit ILo, das offen-
sichtlich weit überlegen war und daher den 
Großteil der Volapükisten an sich zog. Von 
dieser „Esperanto-Movado“ spaltete sich 1907 
aufgrund des Versuchs einer Überarbeitung 
der ILo durch den Mathematiker Louis Cou-
turat die Ido-Bewegung ab. Gute Kenner der 
ILo verstehen Ido in Schrift und Wort fast 
mühelos; die auch aktive Beherrschung ist 
weniger rasch als im Falle von ILo zu errei-
chen.
Auch die späteren Sprachprojekte (von denen 
einige erst in den letzten Jahren veröffent-
licht wurden) entstanden als Versuche, ILo 
durch eine bessere Plansprache zu ersetzen. 
Dabei wurde eines oder ein anderes der Gü-
tekriterien stärker bewertet, z. B. eine bessere 
Modellierung gemeinsamer Merkmale roma-
nischer Sprachen angestrebt (Occidental, In-
terlingua), oder eine stärkere Berücksichti-
gung englischer Wortwurzeln (Intal), oder 
noch weitergehende Kürze (Neo), oder eine 
noch leichtere Verarbeitbarkeit durch Rech-
ner (a-priori-Sprachen). In allen Fällen mu-
ßten diese Vorzüge durch eine deutliche Ver-
ringerung der Lernleichtigkeit erkauft wer-
den, und die Zahl der Sprecher aller jüngeren 
Plansprachen zusammen blieb unter einem 
Prozent der Sprecherzahl von ILo.
Den 1629 von Decartes für eine gut konstru-
ierte Plansprache gesetzten Maßstab, nach 
weniger als sechs Lernstunden müßte „selbst 
der Ungebildete" in der Lage sein, sich mit 
Hilfe eines Wörterbuchs in ihr auszudrücken, 
erfüllt aber auch ILo nicht voll: Hierfür ist 
meist ein Aufwand von 20 bis 30 Lernstunden 
vorzusehen, und zahlreiche Versuche mit Stu-
denten zeigten, daß weniger als 12 bis 15 
Stunden fast nie ausreichen. (Bei Grundschü-
lern sind 100 bis 150 schulische Lernstunden 
nötig.) Anschließend ist zumindest von Gebil-
deten (und Kindern!) in einem einwöchigen 
Ferienkurs in ILo-sprechender Umgebung zu-
sätzlich eine ausreichende Sprechfähigkeit 
erreichbar. ILo ist also (aber auch die anderen 
Plansprachen) erheblich leichter als die ethni-
schen Sprachen des EG-Bereichs zu erlernen.



6. Unstrittige sprachpolitische Vorentschei-
dungen

Als unstrittig dürfen die auch sprachpolitisch 
relevanten Klauseln der Menschenrechtser-
klärung der Vereinten Nationen gelten, die 
z. T. auch in Art. 3 (3) des Bonner Grundgeset-
zes enthalten sind:
„Alle Rechte und Freiheiten, die in dieser De-
klaration festgelegt sind, gelten in gleicher 
Weise für alle Menschen, ohne wie auch im-
mer geartete Unterscheidung, gleichgültig ob 
hinsichtlich ... Sprache ... oder anderen Sta-
tus.“ (Art. 2)
.Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz ge-
gen jegliche Diskriminierung.“ (Art. 7)

.Jeder hat das Recht auf Freiheit der Meinung 
und der Meinungsäußerung; dieses Recht 
schließt die Freiheit ein, ... durch beliebige 
Mittel unabhängig von Landesgrenzen Infor-
mation und Ideen zu erbitten, zu erhalten und 
zu beschaffen.“ (Art 19)

Für die Weiterführung des europäischen Eini-
gungswerks darf auch als unbestritten gelten, 
daß dafür eine gute innereuropäische Kom-
munikation auf breitester Basis — nicht nur 
die Überwindung von Sprachbarrieren auf der 
Ebene der europäischen Instanzen — Voraus-
setzung ist und daher sprachpolitisches Ziel 
sein muß.

II. Perspektiven

1. Möglichkeiten
einer europäischen Sprachpolitik

Mit Bild 3 versuchten wir 12)  eine vollständige 
Klassifikation der denkmöglichen Lösungen 
des Kommunikationsproblems zu geben, ohne 
schon die Fragen der Verträglichkeit mit den 
unumstrittenen sprachpolitischen Vorent-
scheidungen, der Machbarkeit innerhalb der 
EG und der jeweiligen Vor- und Nachteile 
einzubeziehen.

12) R. Dahmen (Red.), Muß Europa an der Sprachen-
Vielfalt scheitern? (Protokoll des Kolloquiums zur 
europäischen Sprachpolitik), jn; Schriften der Euro-

päischen Akademie Otzenhausen, Nr. 41/1979.

Zwei a priori bestehende Möglichkeiten brau-
chen jedoch im Falle der EG nicht weiter be-
dacht zu werden, da sie an den empirischen 
Gegebenheiten scheitern: Weder kann jeder 
Bürger alle in der EG bestehenden Amtsspra-
chen lernen, noch können jedem, bei Bedarf, 
zu bezahlbaren Bedingungen menschliche 
Übersetzerdienste verfügbar gemacht werden. 
Auch die sprachkybernetische Lösung muß-
ten wir schon für die mittelfristige Politik 
ausschließen.

Praktiziert wird schon die sprachhelvetisti-
sche Lösung, bei der mehrere Fremdsprachen 
gelernt werden — zwar nicht jede Sprache 
durch alle, aber doch jede europäische Spra-
che durch einen Teil der jeweiligen Sprach-
ausländer, wobei allerdings die Tendenz be-
steht, einige ausgewählte Sprachen, nämlich 
Englisch und Französisch, durch alle lernen 
zu lassen (sogenannte bilinguistische Sprach-
politik). Dies kann auch als Anfang eines We-
ges zur Konzentration auf eine einzige dieser 
beiden Sprachen verstanden werden; diese 
heißt dann Vorrangsprache oder Leitsprache 
einer sprachhegemonistischen (oder „sprach-
feudalistischen") Lösung des Kommunika-
tionsproblems.
In Indien herrscht noch ein Sprachneutralis-
mus, insofern in weiten Bereichen als gemein-
same Zweitsprache eine externe National-
sprache, nämlich Englisch, verwendet wird, 
was man einen „informationeilen Kolonialis-
mus" nennen kann. Die negativen Assoziatio-
nen, die mit dieser Bezeichnung ausgelöst 
werden sollen, entfallen, wenn man sich auf 
eine erloschene Nationalsprache (z. B. Latein) 
einigt, womit diese Sprache wieder „auflebt".



Es gibt kein wissenschaftlich vertretbares Ar-
gument, warum nicht (mindestens) ebensogut 
eine vernünftig geplante (interlinguistische) 
Sprache zur Sicherung einer gleichberechtig-
ten Kommunikation in der EG eingeführt 
werden könnte.
Bei allen drei Spielarten des Sprachneutralis-
mus ist zu unterscheiden, ob die neutrale 
Sprache die Rolle einer Ersatzsprache anneh-
men soll, also einer Einheitssprache, die alle 
bisherigen offiziellen Sprachen baldmöglichst 
oder allmählich ersetzen soll (Lantiismus), 
oder ob es sich nur um eine gemeinsame 
Zweitsprache auf Dauer handelt (gemäß dem 
von der überwiegenden Mehrheit der Sprach-
neutralisten vertretenen Postulat der „demo-
kratischen Zweisprachigkeit").
Zur Vollständigkeit der Klassifikation aller 
denkmöglichen Lösungen gehört schließlich 
die Idee, als Einheitssprache, die alle von ihr 
abweichenden bisherigen Nationalsprachen 
verdrängen würde, in der EG eine der heute 
hier schon amtlichen Sprachen durchzuset-
zen, z. B. Englisch oder Französisch. Eine sol-
che als Sprachimperialismus zu bezeichnende 
Lösung wurde in der Geschichte der Mensch-
heit fast immer dann gewählt, wenn ein Volk 
durch Unterwerfung anderer Völker ein Im-
perium aufgebaut hatte und nun zur Stabili-
sierung seiner Herrschaft die Sprachdifferen-
zen zu beseitigen trachtete („cuius regio, eius 
lingua“).
Die Vollständigkeit der in Bild 3 dargestellten 
Klassifikation wird auch durch undeutliche, 
gemischte oder zeitplanbestimmte sprachpo-
litische Strategien nicht überschritten, viel-
mehr wird von diesen nur eine deutliche, un-
bedingte und dauernde Festlegung auf eine 
Lösung vermieden. Die Klassifikation grenzt 
nämlich die Standpunkte nur logisch gegen-
einander ab, was fließende Übergänge nicht 
ausschließt. Beispielsweise muß der franzö-
sisch-englische Bilinguismus, also eine Kon-
kretisierung des Sprachhelvetismus, keine 
strenge Gleichgewichtigkeit der beiden Ver-
ständigungssprachen fordern, sondern kann 
im Extremfall sogar als taktische Verschlei-
erung („trojanisches Pferd"), nämlich als unein-
gestandene Übergangslösung für eine eigent-
lich gewollte, sprachhegemonistische Lösung 
(z. B. mit Englisch als Vorrangsprache) auftre-
ten.

2. Beurteilungskriterien

Aufgrund der genannten unstrittigen sprach-
politischen Vorentscheidungen ist unter den 
gegebenen Sachzwängen eine politische Ent-
scheidung für (mindestens) eine europäische 

Verständigungssprache (im Hinblick auf das 
Menschenrecht sprachlicher Gleichberechti-
gung
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 vielleicht sogar genauer für eine ge-
meinsame Zweitsprache) zu fordern. Für die 
Auswahl wurden mehrere Beurteilungsge-
sichtspunkte auf gestellt ),  die sich zu sieben 
Gruppen zusammenfassen lassen.
1. Kriterien der Eignung für die zwischen-
menschliche Verständigung: Die Verständi-
gungssprache soll möglichst genaue und nu-
ancierte Formulierungen ermöglichen, mög-
lichst knapp sein, eine möglichst einfache Or-
thographie und Phonetik besitzen, auch bei 
Störgeräuschen verständlich bleiben und arm 
an Homonymen und Synonymen sein.
2. Kriterien der Eignung für die automatische 
Sprachverarbeitung: Die Eingabe in einen 
Rechner, Fernschreiber usw. soll möglichst 
wenig Änderungen an der Schreibweise er-
forderlich machen, die Grammatik muß durch 
den Rechner leicht analysierbar sein, und die 
Zahl der Wortteile, aus denen sich alle 
sprachlichen Ausdrücke systematisch zusam-
mensetzen lassen, soll möglichst klein sein.
3. Kriterien der ästhetischen Akzeptierbar-
keit: Die Sprache soll (auch in Gesangform) 
möglichst angenehm klingen, sowie Wort-
spiele, Reime, metrische Schemata u. ä. er-
möglichen.
4. Kriterien der Ungefährlichkeit für Bewähr-
tes: Die zu wählende Sprache soll als Europa-
sprache den Fortbestand der bisherigen Spra-
chen möglichst wenig gefährden, sich schon 
hinreichend lange als Verständigungsmittel 
bewährt haben, mit möglichst wenig Ände-
rungen an Bestehendem einführbar sein, in 
Europa ihren Schwerpunkt haben und hier 
kulturhistorisch verwurzelt sein.
5. Kriterien der Chancengleichheit: Die Ver-
ständigungssprache sollte innerhalb der EG 
möglichst gleichmäßig über alle Länder ver-
breitet sein und für alle Sprachgemeinschaf-
ten möglichst die gleichen Vorteile bringen, 
die Unterschiede zwischen verschiedenen so-
zialen Schichten möglichst verringern oder 
möglichst wenig vergrößern und von mög-
lichst wenig Europäern schon als Mutterspra-
che gesprochen werden.
6. Kriterien der pädagogischen Eignung und 
der bildungspraktischen Durchsetzbarkeit: 
Nach der Entscheidung für diese Verständi-
gungssprache und vor ihrer Durchsetzung

13) Frank/Behrmann, Die Uberwindbarkeit der in-
nerdeutschen Sprachgrenzen, in: Die Überwindung 
der Sprachbarrieren, Bd. 1, hrsg. von den Europäi-
schen Gemeinschaften, München 1977. (Vgl.:auc 
P. St. Ureland (Hrsg.), Kulturelle und sprach liehe 
Minderheiten in Europa, Tübingen 1981, S. 17 40 



sollen wünschenswerte Korrekturen noch 
leicht möglich sein; auch nichteuropäische 
Lerner sollen sie sich mit möglichst geringer 
Mühe aneignen können; sie soll den Erwerb 
weiterer europäischer Sprachen möglichst er-
leichtern; die Beschaffung von Lehrkräften 
und Unterrichtsmitteln soll möglichst pro-
blemarm sein.
Theoretisch müßte eine Sprache, die hinsicht-
lich aller dieser Kriterien allen anderen Vor-
schlägen überlegen wäre, ausgewählt werden. 
Selbst wenn es eine solche Sprache gäbe, 
würde der Nachweis dieser Optimalität nicht 
selten die Aufnahmefähigkeit oder Aufnah-
mewilligkeit derer überfordern, die es zu 
überzeugen gilt, die aber durch Zeitmangel, 
Desinteresse oder bestehende Vorurteile 
blockiert sind. Wenn man also eine Optimal-
lösung nicht nur finden, sondern auch unver-
fälscht verwirklichen will, muß sie auch an 
einer siebenten Kriteriengruppe gemessen 
werden, was keineswegs bedeutet, opportuni-
stisch oder fatalistisch nur diesen letzten Kri-
terien zu folgen:
7. Kriterien der politischen Durchsetzbärkeit: 
Die in Frage kommende Sprache soll schon 
von möglichst vielen Europäern gelernt wor-
den sein, ein möglichst reichhaltiges Schrift-
tum besitzen, in Europa und darüber hinaus 
möglichst verbreitet und auch von internatio-
nalen Organisationen anerkannt sein, ohne 
Beeinträchtigung der Menschenrechte und 
ohne Provozierung von Gewalttätigkeiten sei-
tens dadurch benachteiligter Gruppen einge-
führt werden können und verbreitungswürdig 
schon unabhängig von der Entscheidung zur 
Einführung als europäische Verständigungs-
sprache sein.

3. Standortabhängige Wertungen
Die Präferenzfolge der in Frage kommenden 
Verständigungssprachen hängt offensichtlich 
davon ab, welchen Beurteilungskriterien man 
ein größeres und welchen ein kleineres Ge-
wicht beimißt. Dies wieder häng
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t ab vom ein-
genommenen Standort innerhalb des Werte-
dreiecks )  zwischen unbedingter Bevorzu-
gung der persönlichen Freiheit, unbedingter 
Bevorzugung der interindividuellen Gleich-
stellung und unbedingter Bevorzugung einer 
stabilen Ordnung. Je stärker man zu einer 
konservativen Haltung neigt, desto mehr ge-
winnt im allgemeinen die vierte Kriterien-
gruppe an Gewicht; eine stärker egalitäre 

e

14) H Frank, Meßverfahren des ideologischen 
andorts im Wertedreieck, in: Grundlagenstudien 

aus, Kybernetik und Geisteswissenschaft, 13/3, 
1972, S. 99—114.

Wertung muß sich in einer stärkeren Gewich-
tung der fünften Kriteriengruppe ausdrücken, 
während bei einer liberalen Werthaltung 
diese Kriterien eher hinter die der sechsten 
Gruppe zurücktreten. — Je weniger ener-
gisch man im übrigen eine zukunftsweisende 
Politik zu verfolgen bereit ist, desto mehr 
wird man sich von den Kriterien der Durch-
setzbarkeit leiten lassen.
Da die Gewichtsverteilung subjetiv ist, möge 
der Leser selbst entscheiden, ob er die einzel-
nen Kriterien für sehr wichtig (+ + +), wich-
tig (+ + ), kaum wichtig (+) oder gar abträg-
lich (—) hält. In welchem Grade die in Frage 
kommenden (EG- oder neutralen) Sprachen 
die einzelnen Kriterien erfüllen, wird in Ein-
zelfällen sogar zwischen Fachleuten strittig 
sein, doch dürften meist die Einschätzungen 
auch durch Laien unter Berücksichtigung der 
oben mitgeteilten Tatsachen gut miteinander 
übereinstimmen. Wer keine ungewöhnlichen 
Gewichte setzt, wird dann zu dem Schluß 
kommen, daß wenigstens als „ferne Ideallö-
sung" eine gemeinsame, also neutrale Zweit-
sprache, also eine Lösung im Sinne der „de-
mokratischen Zweisprachigkeit", den Vorzug 
verdient.

4. Purismus, Fatalismus und Pragmatismus 
in der Sprachpolitik

Wer jemals versuchte, die verschiedenen 
möglichen Lösungen des europäischen 
Sprachproblems möglichst unvoreingenom-
men zu durchdenken und sich dazu über die 
maßgebenden Eigenschaften der in Frage 
kommenden Sprachen informierte, wird in 
der Regel die Überlegenheit nicht nur allge-
mein einer sprachneutralistischen Lösung er-
kennen, sondern sogar — wenigstens zu-
nächst — in Versuchung kommen zu fordern, 
die als „Bestlösung" gefundene neutrale Spra-
che (sei sie Latein, sei sie eine Plansprache) 
unverzüglich und kompromißlos durchzuset-
zen. Mit einem solchen Purismus wird poli-
tisch jedoch nichts bewegt; in den Augen der 
Mehrheit, die ja die entscheidende Informa-
tion nicht zur Kenntnis nahm, muß im Gegen-
teil der Eindruck des Weltverbesserertums 
entstehen.
Andererseits besteht angesichts der zuneh-
menden Mündigkeit der Völker und ihrer Zu-
sammenschlüsse immer weniger Grund, die 
heutigen Sprachverhältnisse in Europa und 
ihre Entwicklungstendenzen als ungestaltba-
res Schicksal hinzunehmen. Einen solchen 
Sprachfatalismus läßt Dcsy (1973, S. 240) 
durchblicken, wenn er angesichts der drohen-
den Sprachhegemonie meint, die Geschichte 



habe „schon ihre Entscheidung getroffen", in 
den Organen der EG stehe nur noch die 
„rechtliche Bestätigung" aus. Es überrascht auf 
den ersten Blick, daß selbst Stalin 1950 — drei 
Jahre vor seinem Tod — zum Sprachfatalis-
mus neigte, allerdings mit einer neutralisti-
schen Vision: der „Verschmelzung der Spra-
chen zu einer gemeinsamen Sprache". Er ver-
kündete in seinen „linguistischen Arbeiten": 
„Nach dem Siege des Sozialismus im Welt-
maßstab ... werden ... Hunderte von Natio-
nalsprachen ... zu einer gemeinsamen inter-
nationalen Sprache verschmelzen, die natür-
lich weder die deutsche noch die russische 
noch die englische, sondern eine neue Spra-
che sein wird, die die besten Elemente der 
nationalen und zonalen Sprachen in sich auf-
genommen hat“ Anzudeuten, daß die visionär 
geschaute Zukunftssprache in wesentlichen 
Zügen mit einer (diese Evolution planerisch 
antizipierenden) Konstruktion der Inter-
linguistik übereinstimmen müßte, war nicht 
wegen der vorausgegangenen Esperantisten-
verfolgung ausgeschlossen, sondern weil die 
„linguistischen Arbeiten" ja Sprache (und Lo-
gik) aus dem „überbau" herausnahmen und 
daher nicht mehr als mögliches Objekt der 
Planung und politischen Entscheidung dar-
stellen konnten.
Es ist ein fatalistischer Irrtum anzunehmen, 
eine Sprache „setze sich durch": Sie wird 
durchgesetzt, falls einerseits starke Interes-
sengruppen dieses Ziel mit Nachdruck Verfol-
gen und andererseits die Widerstände nicht 
zu groß sind, die in dieser Sprache selbst oder 
in den Interessen derer liegen, denen sie auf-
gezwungen werden soll. Sprachpolitische Ent-
scheidungen haben daher eine nur allmähli-
che, aber langanhaltende Wirkung. Daher 
werden von vorsichtigen Befürwortern einer 
neutralen Sprachpolitik provisorisch-pragma-
tische Lösungen vorgeschlagen, die den Weg 
zur späteren, bess

15

eren Lösung ebnen oder zu-
mindest freihalten sollen, statt ihn zu verbau-
en. Kernpunkte solcher Vorschläge )  sind 
u. a.:
1. Statt sofort eine Entscheidung über die Be-
wältigung des innereuropäischen Kommuni-
kationsproblems zu treffen, soll zunächst ein 
paritätisch zusammengesetzter Sachverstän-
digenkreis mit der Aufgabe gebildet werden, 
in mehrjährigen Studien und Beratungen Ant-
worten auf gezielte Bewertungsfragen zu den 
einzelnen vorgeschlagenen Lösungen zu erar-
beiten.

15)Vgl. z. B. die Empfehlungen des Europaklub 
(Anm. 1) in: Europa Dokumentaro/Europadokumen-
tation, 24/1979, S. 10—14.

2. Einstweilen soll die grundsätzliche Gleich-
rangigkeit aller EG-Sprachen konsequent ge-
wahrt werden.
3. Wo ILo nachweislich unmittelbar nützlich 
ist, sollen hemmende Bestimmungen aufgeho-
ben werden, ohne daß dies im übrigen den 
einzuschlagenden sprachpolitischen Weg prä-
judiziert.

4. Wo „aus praktischen Gründen" die Zahl der 
zugelassenen Sprachen eingeschränkt wer-
den muß, soll als prinzipielle Ausweichmög-
lichkeit für die Benachteiligten — oder auch 
nur als symbolische Repräsentantin für deren 
grundsätzlich weiterhin gleichrangige Spra-
chen — wenigstens auch ILo (und/oder La-
tein) hinzugenommen werden.

5. Gegenwärtige Tendenzen
und Präferenzen

Die Zahl derer, die ILo mehr oder weniger gut 
lesen können, wird heute schon mit etwa 
16 Millionen, die Zahl der (mehr oder — 
meist — minder perfekten) Sprecher mit etwa 
1 Million veranschlagt. ILo hat also bereits 
den Rang einer „kleinen Sprache" erreicht: es 
könnte hinsichtlich der Sprecherzahl zwi-
schen Dänisch und Irisch eingeordnet und 
ungefähr dem Bretonischen oder Baskischen 
gleichgestellt werden. Allerdings lebt nur ein 
Teil der Sprecher in Europa und von diesem 
der überwiegende Teil im RGW-Bereich. Die 
wichtigsten internationalen Einrichtungen 
der Esperanto-Movado haben dagegen ihren 
Sitz in EG-Ländern. Nimmt man die Zahl der 
organisierten Esperantisten als Indiz für die 
Zahl der Kenner dieser Sprache (erfahrungs-
gemäß schließen sich kaum mehr als 1 % ei-
nem Verband an), dann erkennt man, daß im 
Hinblick auf die Pro-Kopf-Verbreitung der 
ILo die Bundesrepublik Deutschland derzeit 
innerhalb der zehn EG-Länder vor England 
und Irland an drittletzter Stelle rangiert. Lu-
xemburg steht an der Spitze mit deutlichem 
Abstand vor Belgien, dem seinerseits Däne-
mark dicht folgt. Es schließen sich wieder in 
größerem Abstand die Niederlande und Grie-
chenland an. Nach einem erneuten Abstand 
folgen nacheinander Italien, Frankreich, 
Deutschland, Großbritannien und Irland.
Die Zahl der Ido-Sprecher ist heute immer 
noch dreistellig. Die Sprecherzahl der — vor 
allem für wissenschaftliche Texte — in den 
USA entwickelten und 1951 veröffentlichten 
Plansprache Interlingua ist z. Zt. zweistellig, 
die Sprecherzahl von Occidental und Volapük 
jeweils noch einstellig. Andere Plansprachen 
haben entweder nie „gelebt“ (mehrere Hun-
dert!) oder sind inzwischen „erloschen" (Neo). 



Dem Begriff „lebende Sprache" könnte im Zu-
sammenhang mit Formulierungen wie im 
oben zitierten Hamburger Abkommen wach-
sende Bedeutung zukommen, zumal 1981 Bul-
garien, das z. Z. weltweit die höchste relative 
ILo-Sprecherzahl aufweist, nach Russisch als 
erster Schulfremdsprache und nach der 
Wahlpflichtsprache (Englisch oder Deutsch 
oder Französisch), als einzige dritte Schul-
fremdsprache (im 9. und 10. Schuljahr) ILo 
einführte. Es ist schwierig, den Begriff der „le-
benden" Sprache so zu definieren, daß zwar 
ILo ausgeschlossen wird, aber nicht zugleich 
auch die zu Nationalsprachen erhobenen 
Plansprachen (Nynorsk, Bahasa Indonesia) 
oder andererseits jene ethnischen Sprachen, 
die nirgends Nationalsprac
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hen sind. Denn die 
Literatur in ILo war schon vor dem Zweiten 
Weltkrieg auf eine fünfstellige Bandzahl an-
gewachsen, die jährlichen Weltkongresse der 
UEA )  ziehen regelmäßig eine vierstellige 
Zahl von Teilnehmern an, je dreistellig sind 
die Zahlen der jährlich in ILo erscheinenden 
neuen Bücher und durchgeführten internatio-
nalen Tagungen, der regelmäßig in ILo er-
scheinenden Zeitschriften und der Sprecher, 
für die ILo Muttersprache ist. Zweistellig ist 
die Zahl internationaler wissenschaftlicher 
oder anderer fachlicher Gesellschaften, die 
(auch oder nur) ILo als Arbeitssprache ver-
wenden, sowie seit mehreren Jahren auch die 
Zahl der regelmäßigen wöchentlichen Rund-
funksendungen in ILo und der beteiligten 
staatlichen Sender, zu denen im deutschen 
Sprachraum der österreichische Rundfunk 
sowie Radio Bern gehören; Radio Warschau 
und neuerdings Radio Peking bringen sogar 
mehrmals täglich halbstündige Sendungen in 
ILo.
Unter den in 76 Ländern gesammelten rund 
900 000 Unterschriften unter eine 1950 der 
UN vorgelegten Petition um Unterstützung 
der Verbreitung der ILo (sie bewirkte 1954 
einen positiven UNESCO-Beschluß) standen 
die deutschen Unterschriften der Zahl nach 
an der Spitze, und eine der (weltweit 492) Un-
terzeichnerverbände war der DGB. 1966 trug 
ein zweiter Vorstoß bei den UN wieder rund

16) Universala Esperanto Asocio — weitaus größter 
internationaler Esperantoverband, der sich statu-
tengemäß zu weltanschaulicher und politischer 
Neutralität verpflichtet. Als Gegenrichtung ent-
stand 1921 auf Betreiben von Lanti die Sennacieca 
Asocio Tutmonda (SAT) ein Arbeiter-Esperanto-
Verband, den in den Folgejahren an exponierter 
stelle auch Persönlichkeiten wie Romain Rolland 
und Albert Einstein unterstützten. Erst nach den 
Esperantistenverfolgungen unter Hitler und Stalin 
Kam es zu einer Zusammenarbeit zwischen UEA 
und SAT, insbesondere beim gemeinsamen öffentli- 
chen Protest gegen Stalins linguistische Theorie. 

900 000 persönliche Unterschriften (darunter 
u. a. jene von Francois Mitterrand und Walter 
Hallstein), und unter den nahezu viertausend 
Unterzeichnerorganisationen finden sich die 
IG Metall und die SPD 17).  Das bedeutet nich
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t, 
daß in der bundesdeutschen Öffentlichkeit 
oder auch nur bei den drei im Bundestag ver-
tretenen Parteien sprachpolitische Konzep-
tionen sich schon entwickelt hätten — beim 
sprachpolitischen Kolloquium der Europäi-
schen Akademie Otzenhausen )  zeigte sich, 
daß ein vereinzelter Ansatz dazu allenfalls bei 
den Liberalen in deren Beschluß vom 3.2. 
1979 zur Befürwortung des Sprachorientie-
rungsunterrichts in den EG-Ländern gesehen 
werden könnte.
Künftige Sprachlehrer können in der Bundes-
republik Deutschland sich während ihres Uni-
versitätsstudiums mit der Interlinguistik im 
allgemeinen und mit ILo im besonderen nur 
an den Universitäten Hamburg, Saarbrücken 
und Paderborn befassen, und auch hier nur in 
Kursen von Lehrbeauftragten ohne Prüfungs-
berechtigung — obgleich mindestens elemen-
tare Kenntnisse der Interlinguistik von Philo-
logen aus denselben sachlogischen Gründen 
erwartet werden sollten, wie ein erster Ein-
blick in das, Bauingenieurwesen von Archi-
tekten und'Grundkenntnisse der Informatik 
von Mathematikern. Hier liegt der wirksam-
ste Ansatzpunkt für eine Hebung des sprach-
politischen Reflexionsniveaus der deutschen 
Öffentlichkeit, zumal Sprachpädagogen natur-
gemäß kaum dem gängigen Irrtum verfallen, 
die heutige Verbreitung von Englisch als 
Schulfremdsprache zwinge zu deren Offiziali-
sierung als Verständigungssprache: Durch 
neue schulpolitische Entscheidungen kann ja 
die Verteilung der Fremdsprachenkenntnisse 
in der Bevölkerung in fast beliebiger Rich-
tung innerhalb nur einer Generation völlig 
verschoben werden. Daß dabei — wegen der 
besonderen Lernleichtigkeit — sogar ein la-
winenartiger Anstieg der ILo-Kenntnisse 
möglich ist, beweisen derzeit die Erfolge des 
ILo-Unterrichts im Iran.
Im Gegensatz z. B. zu England und Italien gibt 
es in der BR Deutschland keinen Arbeitskreis 
von Parlamentsangehörigen mit dem Ziel, 
eine neutrale europäische Amtssprache 
durchzusetzen. Naturgemäß fehlt auch eine 
Lobby. Vordergründige Interessen könnten 
bei Eltern- und Schülervertretungen der 
Hauptschulen mobilisiert werden, denn der 
Englischunterricht wird dort aufgrund des un-

17) I. Lapenna, La demando de komuna lingvo antau 
internaciaj institucioj, in: Esperanto en Perspektivo, 
Rotterdam 1974, S. 748—792.
18) Siehe Anm. 12.



terschiedlichen Lernerfolgs für zwei Gruppen 
getrennt erteilt, wobei die schwerer lernende 
keinen nützlichen Kompetenzgrad erreicht, 
also Zeit verliert. Umfangreiche Versuche an 
der Hauptschule Paderborn-Elsen ergaben in 
den letzten Jahren, daß diese Schüler aber 
größtenteils eine für die Auslandskommuni-
kation ausreichende ILo-Kompetenz errei-
chen konnten; der Antrag, sie demzufolge 
vom weiteren Englischunterricht zu befreien, 
mußte aufgrund der geltenden Bestimmungen 
abgelehnt werden.

Verschiedene örtlich, regional, national oder 
international arbeitende Vereinigungen be-
mühen sich um bessere zwischensprachliche 
Verständigung, wobei manchmal in den an-
glophilen und vereinzelt auch in den franco-
philen Gruppierungen der Anspruch auftritt, 
dabei „die" künftige Europasprache zu fördern. 
Im Gegensatz dazu fordern die Esperanto-
Verbände ebenso wie die Vereinigungen zur 
Förderung von Latein bzw. Ido konsequent 
die Nutzung der von ihnen jeweils gepflegten 
Sprache als gemeinsame europäische Zweit-

sprache. Andere Gesellschaften — so der Eu-
ropa Klub — setzen sich ohne konkrete Fest-
legung für eine neutrale Sprachpolitik in Eu-
ropa ein 19).
Wirksamer dürfte die zunehmende Verwen-
dung von ILo als Wissenschaftssprache wer-
den. Um in ILo publizieren zu können, benö-
tigt ein deutscher Wissenschaftler meist we-
sentlich weniger Lernzeit, als er zusätzlich 
bräuchte, um seine schon vorhandenen Eng-
lischkenntnisse hinreichend zu verbessern 20). 
Dies veranlaßte die Association Internatio-
nale de Cyberntique, die auch fachlich an 
der Kommunikationsrationalisierung interes-
siert ist, seit 1980 ILo als dritte Arbeitsspra-
che nach Französisch und Englisch zuzulas-
sen, wovon sofort schon ein Viertel der Refe-
renten des damaligen Kybernetikweltkon-
gresses Gebrauch machte* )- Infolgedessen 
veröffentlicht seit 1982 die erste deutschspra-
chige Fachzeitschrift für Kybernetik22) Bei-
träge auch in Französisch, Englisch und ILo; 
ähnliche Absichtserklärungen zugunsten 
einer sprachpragmatischen Regelung mehren 
sich.

19 Ebd.
20) H. Frank, Lernaufwand und Lernerfolg bei 
konkurrierenden Wissenschaftssprachen, in: Euro-
pa Dokumentaro/Europadokumentation, 17/1978, 
S. 17—19.
21) Siehe Anm. 10.
22) Grundlagenstudien aus Kybernetik und Gei-
steswissenschaft (GrKG)/Humankybernetik. Gegr. 
1960.

Ausblick

Solange der Weltfriede vom militärischen 
Gleichgewicht zwischen der NATO und den 
Staaten des Warschauer Pakts abhängt, wer-
den die beiden Führungsmächte dabei ihre 
Rolle unter ausschließlicher Verwendung je 
ihrer Sprache erfüllen. Eine andere Verstän-
digungssprache für die EG einzuführen ist 
aber nicht nur politisch möglich, sondern aus 
sehr vielen Gründen auch vorzuziehen. Ob-
wohl die sofortige Durchsetzung des Prinzips 
der demokratischen Zweisprachigkeit für Eu-
ropa äußerst nützlich und theoretisch auch 
möglich wäre, kann dies aus praktischen 
Gründen zunächst nur eine Option sein, für 
die eine pragmatische Sprachpolitik zu verfol-
gen ist, bis auch die breite Öffentlichkeit für 
eine vernünftige, einem mündig werdenden 

Europa angemessene, nämlich neutrale Lö-
sung des europäischen Kommunikationspro-
blems reif wird. Eine solche Lösung innerhalb 
der EG durchzusetzen ist in erster Linie die 
BR Deutschland in der Lage, da sie mit den 
besten Gründen auf die Annahme ihrer Spra-
che als der nichtneutralen Alternativlösung 
bestehen könnte.



Hanns Jürgen Küsters: Von der EVG zur EWG. Der europäische Wiederauf-
schwung 1955—1957
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/83, S. 3—15

Die Gründung der Europäischen Wirtschafts- und Euratomgemeinschaft geht nicht — wie 
gemeinhin dargelegt wird — auf die sogenannte relance europenne zurück. In Wirklich-
keit fand nach dem Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) Ende 
August 1954 in der französischen Nationalversammlung eine Wiederbelebung des Euro-
pagedankens gar nicht statt, weil es nämlich keinen Stillstand der Integrationsbemühun-
gen gegeben hatte. Die Verträge von Rom entstanden vielmehr in einer einmalig günsti-
gen historischen Konstellation, die weder vorherzusehen noch bewußt herbeigeführt wor-
den war. Dabei erwiesen sich die außen- und innenpolitischen Rahmenbedingungen, eine 
begrenzte Zahl von Akteuren sowie die Methode der Integrationsverhandlungen als die 
entscheidenden Faktoren.
Mit der Regelung der westeuropäisch-atlantischen Sicherheitsprobleme in den Pariser 
Verträgen 1954/55 (Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland in die NATO und die 
Westeuropäische Union) waren die Grundvoraussetzungen geschaffen, den Einigungspro-
zeß auch im wirtschaftlichen und politischen Bereich fortzuführen. Auf Initiative weniger 
Politiker und Beamte der Montanunionsländer konnten während der Außenminister-Kon-
ferenz von Messina im Juni 1955 Beratungen über weitere Integrationsmaßnahmen zur 
Schaffung eines Gemeinsamen Marktes und einer Atomenergie-Organisation vereinbart 
werden. Sie führten schließlich auf der Grundlage des Spaak-Berichtes im Juni 1956 zur 
Aufnahme von Regierungsverhandlungen unter den Sechs. Bedeutsam für die bereits im 
März 1957 vorgenommene Unterzeichnung des EWG- und des Euratom-Vertrages war vor 
allem der Ausgang der Suez-Krise im Herbst 1956. Sie gab der Regierung und dem Parla-
ment in Frankreich den entscheidenden Anstoß, sich von ihrer antieuropäischen Haltung 
loszusagen.
Für die inhaltliche Gestaltung und die Ratifizierung des Vertragswerkes zeichnet ein klei-
ner Kreis von Führungspersönlichkeiten, politischen Beamten und Technokraten verant-
wortlich, der von den langfristigen Vorteilen eines gemeinsamen westeuropäischen 
Marktes überzeugt war. Gegen zum Teil heftige Angriffe aus den Reihen der Bürokratie, 
der Parteien und der Interessenverbände gelang es ihnen bis auf wenige Abstriche, dem 
EWG-Vertrag ein marktwirtschaftliches Konzept zugrunde zu legen. Sie setzten sich 
damit gegen die Vertreter einer mehr dirigistischen Linie durch.

Reimund Seidelmann: Der Bund der Sozialdemokratischen Parteien der EG 
und die westeuropäische Integration
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/83, S. 16—25

Der Beitrag untersucht den Bund der Sozialdemokratischen Parteien der EG unter der 
Fragestellung, ob und wie dieser zur Integration beiträgt. Aus der Arbeit dieser Parteien-
föderation werden die drei Bereiche herausgegriffen, die für die Integration der EG am 
wichtigsten sind: Wirtschaftspolitik, Globalpolitik und die Weiterentwicklung der Ge-
meinschaft.
Bei der Wirtschaftspolitik sind es vor allem die neokeynesianischen Wachstumsvorstel-
lungen und die arbeitsmarktpolitischen Ziele, von denen unterschiedliche Integrationsim-
pulse ausgehen können. In Fragen der Wirtschaftsdemokratie dagegen hält sich der Bund 
aufgrund seiner inneren Zerstrittenheit zurück.
Bei der Globalpolitik konzentriert sich der Bund auf fünf Bereiche: Verbesserung der EG-
Position in der internationalen Wirtschaftsordnung, Energiepolitik, Dritte-Welt-Politik 
und Lateinamerika. In Konkurrenz zu den wirtschaftlichen und politischen Interessen der 
USA bzw. Japans soll die EG sich als internationale Reformkraft profilieren und gleichzei-
tig über den Druck von außen zu verstärkter Integration gebracht werden.
Im Bereich Weiterentwicklung der EG treten innerhalb des Bundes in der Frage zuneh-
mender Kompetenzverlagerung an die EG derart große Differenzen auf, daß die ursprüng-
lich hoch gesteckten Ziele drastisch zurückgenommen wurden. Man konzentriert sich 
nun auf die Süderweiterung und die Einbeziehung von Nicht-EG-Mitgliedsparteien.
Der Versuch, des Bundes, über Verinhaltlichung, Politisierung und Konzentration auf aus-
gewählte Integrationsfragen seiner Rolle als einer der Integrationakteure wahrzunehmen, 
stößt an Grenzen innerhalb des Bundes und bei den Mitgliedsparteien. Der Bund ist keine 
Europapartei, sondern mehr eine Arbeitsgemeinschaft nationalstaatlich ausgerichteter 
Parteien. Er kann insgesamt allenfalls als ein potentiell wichtiger Integrationsakteur 
bezeichnet werden, der aber zur Zeit seine Möglichkeiten nicht bzw. noch nicht voll aus-
schöpfen kann.



Helmar G. Frank: Europäische Sprachpolitik. Aufgabe, Lösungsangebote und 
Schwierigkeiten
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/83, S. 26—38

Die Römischen Verträge sind das erste Vertragswerk der Neuzeit, das ohne Sprachdiskri-
minierung einen Zusammenschluß verschiedensprachiger Länder vorsieht. Aber schon 
der Kompromiß, der für die Gestaltung des Europapasses gefunden wurde, erfüllt nicht 
lupenrein diesen sprachneutralistischen Grundsatz, sondern folgt — wenn auch unauffäl-
lig — der Forderung des sogenannten Bilingualismus, nämlich Englisch und Französisch 
als untereinander gleichrangige Verständigungssprachen gegenüber allen anderen Spra-
chen zu privilegieren. Aus der sprachlichen Privilegierung würde sich eigengesetzlich 
eine allgemein kulturelle, eine wissenschaftliche, eine wirtschaftliche und eine politische 
Verstärkung des Einflusses der beiden Sprachräume entwickeln.
Unverzichtbar ist aber eine breite, interne Kommunikationsfähigkeit in der EG. Sie kann 
unter Wahrung des Sprachneutralismus weder von der Sprachpädagogik (durch Vermitt-
lung ausreichender Sprachkenntnisse in allen EG-Sprachen an alle EG-Bürger) noch mit-
telfristig von der Sprachkybernetik (durch „Taschendolmetscher" für alle EG-Sprachen) 
erzeugt werden. Daher kann der ernsthaften Auseinandersetzung mit der einzig verblei-
benden Lösung auf die Dauer nicht ausgewichen werden, nämlich mit den verschiedenen 
Forderungen zur Einführung einer gemeinsamen, also neutralen Zweitsprache. Von ver-
schiedenen Verbänden werden hierfür einerseits Latein, andererseits mehrere interlin-
guistische Plansprachen (Internacia Lingvo Esperanto, kurz: ILo; Ido; Interlingua; Occiden-
tal) erprobt und vorgeschlagen. Jeder dieser Vorschläge ist politisch realisierbar. Keiner 
ist in jeder Hinsicht den anderen überlegen, jedoch vereinigt ILo die meisten Vorzüge. Da 
jedoch für eine innovative Lösung des Sprachproblems eine Informiertheit und Aufge-
schlossenheit der Bevölkerung insbesondere in der Bundesrepublik Deutschland noch 
fehlen, kann das kurzfristige politische Ziel nur darin bestehen, die vernünftigen sprach-
neutralistischen Lösungen als Optionen zu sichern.
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